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(Beginn: 13:30 Uhr)

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich darf Sie zusammen mit meiner Vertreterin Ruth Waldmann zur 7. Sitzung 
des Ausschusses für Gesundheit, Pflege und Prävention des Bayerischen Land-
tags ganz herzlich begrüßen. Obendrein ist es eine besondere Sitzung, weil es die 
erste Anhörung ist, die wir in dieser Legislaturperiode durchführen, und zwar eine 
Anhörung zum Gesetzentwurf zur Änderung des Pflegendenvereinigungsgesetzes.

Die Sitzung heute wird per Livestream ins Internet übertragen. Die Sitzung wird 
nicht gespeichert, ist aber weltweit für jedermann sichtbar, der die Seite im Internet 
aufruft. Das ist doch mal eine Herausforderung.

Ich darf erst einmal die Sachverständigen ganz herzlich begrüßen und Ihnen schon 
einmal für die Übersendung der schriftlichen Stellungnahmen danken. Diese Stel-
lungnahmen werden auch dem heutigen Sitzungsprotokoll angefügt. Es wird ein 
Wortprotokoll erstellt, sodass Sie sehen können, was Sie gesagt haben.

Presse, Funk und Fernsehen haben um Aufnahmegenehmigung gebeten. Diese 
würde ich gerne, Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erteilen. Gibt es irgendwelche 
Bedenken, Vorbehalte, Gegenstimmen?

(Widerspruch erhebt sich nicht)

Dann dürfen die Medienvertreter dableiben.

Ich darf zunächst die Sachverständigen begrüßen – in der Reihenfolge, in der sie 
hier sitzen: Ich begrüße Herrn Prof. Dr. Markus Witzmann, Professor für ange-
wandte Sozialwissenschaften von der Hochschule München, und Frau 
Prof. Dr. Anita Hausen, Professorin für Versorgungsforschung und Versorgungs-
konzepte an der Katholischen Stiftungshochschule München. Ich darf Herrn 
Prof. Dr. Peter Baumeister aus dem benachbarten Ausland begrüßen, nämlich aus 
Baden-Württemberg, Professor für Recht der Sozialen Arbeit an der Dualen Hoch-
schule Stuttgart. Schön, dass Sie da sind!

Ich darf Frau Dr. Marliese Biederbeck begrüßen als stellvertretende Vorsitzende 
des Bayerischen Landespflegerats und Geschäftsführerin des DBfK Südost. Sie ist 
kurzfristig für die leider erkrankte Edith Dürr als Vorsitzende des Landespflegerats 
eingesprungen. Wir haben gestern noch gesprochen; da war die Rollenverteilung 
eine andere. Aber so schnell kann es gehen. Frau Dr. Biederbeck, schön, dass Sie 
da sind! Ich begrüße Frau Prof. Dr. Constanze Giese, Professorin für Ethik und 
Anthropologie an der Katholischen Stiftungshochschule München, und Herrn Rai-
ner Michael Ammende, Leiter der München Klinik Akademie, in der Ausbildung von 
Pflegenden sehr bewandert.

Ich darf herzlich Frau Dr. Andrea Kuhn begrüßen als Projektleiterin und Netzwerk-
koordinatorin im Forschungsnetzwerk Gesundheit, Hochschule für Wirtschaft und 
Gesellschaft in Ludwigshafen. Wenn ich es richtig sehe, ist das Rheinland-Pfalz. 
Die linksrheinische Pfalz hat ja aus unerfindlichen Gründen 1950 den Weg von 
Bayern weg zu Rheinland-Pfalz gefunden; Ludwigshafen ist eine rechte bayerische 
Gründung. Aber gut, ist halt so. Schön, dass Sie wieder zurück in Bayern sind! Ich 
darf ganz herzlich Herrn Prof. Dr. Thomas Klie begrüßen, heute ebenfalls aus 
Baden-Württemberg angereist, uns bestens bekannt und eng vertraut als juristi-
scher Berater der Vereinigung der Pflegenden in Bayern.
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Ich darf den Präsidenten der Vereinigung der Pflegenden in Bayern, Herrn Georg 
Sigl-Lehner, ganz herzlich begrüßen und last not least Frau Andrea Windisch als 
Diplom-Theologin, die von der Technischen Hochschule Rosenheim zu uns ge-
kommen ist. Schön, dass Sie da sind!

Der Fragenkatalog des Ausschusses liegt Ihnen allen vor. Wie gesagt, haben viele 
von Ihnen schon Ihre schriftlichen Stellungnahmen abgegeben. Jetzt ist die Frage, 
wie wir am besten vorgehen. Zwei Stunden gehen sehr schnell vorbei, gerade bei 
einem so komplexen Thema. Wenn wir diese Fragen erschöpfend, eine nach der 
anderen behandeln würden, wären wir wahrscheinlich morgen früh noch hier. Des-
wegen sollten wir die Blöcke weitestgehend einhalten, die wir gebildet haben: Ver-
tretungs- und Mitwirkungsrechte, Registrierung usw.

Ich schlage vor, dass Sie, Herr Präsident Georg Sigl-Lehner, uns kurz auf den ak-
tuellen Stand der Situation der Vereinigung der Pflegenden in Bayern bringen und 
uns dabei auch sagen, wie Sie für die Pflegenden in Bayern Einfluss nehmen als 
starke Stimme für die Pflege. Dann würde ich gern in die Diskussion einsteigen. 
Ob wir jetzt ein Eingangsstatement von jedem Sachverständigen brauchen, wer-
den wir sehen; Sie haben ja Ihre Stellungnahmen schriftlich abgegeben. Ich würde 
eher, geleitet von den einzelnen Fragen, in eine Diskussion gehen wollen. Das 
sehen wir dann. Deswegen, lieber Herr Präsident Georg Sigl-Lehner, würde ich 
Ihnen gerne zu Beginn das Wort geben. Bitte schön.

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte 
Frau stellvertretende Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte 
Damen und Herren, liebe Abgeordnete, ein kurzer Aufriss zur Vereinigung der Pfle-
genden in Bayern:

Die Vereinigung der Pflegenden in Bayern wurde 2017 sozusagen aus dem Nichts 
aus der Taufe gehoben. Es gab ein Landesgesetz, und wir haben uns dann im 
Gründungsausschuss im Oktober 2017 zum ersten Mal in dieser fast heute noch 
bestehenden Runde getroffen. Wir durften sozusagen die Aufbauarbeit leisten zu 
dieser neuen Körperschaft des öffentlichen Rechts mit dem Auftrag, die Selbstver-
waltung für die beruflich Pflegenden auf den Weg zu bringen.

Das war kein ganz einfacher Weg. Die Aufbauarbeit war von sehr vielen bürokrati-
schen Vorgaben gekennzeichnet, die erst einmal auf den Weg zu bringen waren, 
begonnen mit der Ausgestaltung und Ausstattung der Räumlichkeiten. Nachdem 
die Gründungsphase 2019 abgeschlossen worden war, gab es die erste Mitglieder-
versammlung. Damals waren es knapp 1.000 Mitglieder. Wir durften dann den ers-
ten ordentlichen Vorstand wählen mit dem dreiköpfigen Präsidium, das es heute 
noch gibt. Wir haben uns dann sehr schnell an die Arbeit gemacht und sind in die 
Sacharbeit eingestiegen. Neben der Gewinnung von Mitgliedern ging es vor allem 
auch um die inhaltliche Sacharbeit, die wir auf den Weg gebracht haben.

Ich darf hier ein paar Auszüge nennen. In dem Zusammenhang ist etwas sehr 
Wichtiges, das wir auf den Weg gebracht haben, die Monitoringstudie zum Pflege-
personalbedarf, die Anfang dieses Jahres zum zweiten Mal vorgestellt wurde. Wir 
haben uns sehr intensiv in den "Think Tank Vorbehaltsaufgaben" eingebracht. Wir 
sind jetzt über das Thema Pflegekompetenzgesetz auch auf Bundesebene sehr 
stark verortet. Wir sind als gleichberechtigte Sachverständige mit am Tisch und 
vertreten hier auch die Interessen der beruflich Pflegenden in Bayern.

Zur Wirksamkeit: Wir haben von Anfang an gewusst – das kennen wir auch aus 
den Diskussionen anderer Bundesländer –, dass wir es bei unserer Berufsgruppe, 
bei den Kollegen und Kolleginnen, die wir vertreten, nicht gerade mit einer Berufs-
gruppe zu tun haben, die sehr freudig auf neue Strukturen reagiert oder die leicht 
dazu zu bewegen ist, in andere Selbstverwaltungsstrukturen einzutreten. Daher 
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war unser Ansatz immer der, dass wir zwar hoffen, dass möglichst viele, bald alle 
in der Vereinigung Mitglieder sind, die in Bayern in der beruflichen Pflege tätig sind. 
Wir wussten aber, dass das ein langer Weg und ein langer Weg der Überzeu-
gungsarbeit ist. Wir haben die Anzahl der Mitglieder, die momentan bei knapp 
über 4.000 liegt und tatsächlich ständig steigt, immer auch in den Kontext mit der 
inhaltlichen Arbeit gesetzt. Wir stehen hier auf dem Standpunkt, dass wir unsere 
Kolleginnen und Kollegen auf den Weg in die Selbstverwaltung mitnehmen müs-
sen. Das wird ein langer Weg. Das ist kein Weg, der von heute auf morgen zurück-
gelegt wird.

Wir haben uns dann – das ist, glaube ich, auch der Grund, warum wir heute alle 
zusammensitzen – auf Veranlassung des damaligen Gesundheitsministers Klaus 
Holetschek gemeinsam mit dem Bayerischen Landespflegerat und den Vertretern 
der Dekanekonferenz in einem Ausschuss am Ministerium getroffen. Ein gemein-
sames Eckpunktepapier wurde erarbeitet und auf den Weg gebracht. Das ist sozu-
sagen die Grundlage dieser Gesetzesnovellierung, wobei wir ein hohes Interesse 
daran haben, dass eine Gesetzesnovellierung kommt. Es gab ein gemeinsames 
Eckpunktepapier, um dessen Inhalte hart gerungen wurde und um das auch im 
Nachgang der Unterschrift noch immer weiter hart gerungen wird. Ja, aus dem 
Grund sitzen wir heute zusammen. – Ich möchte jetzt gar nicht mehr vorwegneh-
men. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, hier das Wort zu ergreifen.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ich würde gleich zu Herrn Prof. Klie 
kommen, um vielleicht die rechtliche Grundlage für die Registrierung einzuordnen. 
Gibt es im Moment Fragen an Herrn Sigl-Lehner zu dem, was er gerade gesagt 
hat? – Das ist nicht der Fall.

Ich möchte jetzt noch Begrüßungen nachholen, nämlich die Kolleginnen und Kolle-
gen des Arbeitskreises und des Ausschusses, die heute hier sind. Darf ich kurz 
vorstellen? Stefan Meyer, Carolina Trautner, Dr. Andrea Behr, Thorsten Freuden-
berger, Helmut Schnotz, Anton Rittel, Susann Enders, Thomas Zöller, Paul Knob-
lach, Kerstin Celina, die heute Frau Weber vertritt, Andreas Krahl, Andreas Win-
hart, Matthias Vogler und Martin Mittag. Ich darf auch noch die Vertreterinnen und 
Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit, Pflege und Präventi-
on begrüßen, an der Spitze mit Herrn Ministerialdirigent Dr. Bernhard Opolony. Ich 
darf Frau Sonja Stopp und Herrn Dr. Peter Schauder als Landtagsbeauftragten 
ganz herzlich begrüßen.

Wir sind im Thema "Vertretungs- und Mitwirkungsrechte" und bei der Frage der Re-
gistrierung, die sich im ersten großen Block stellt. Herr Prof. Klie, ich würde Ihnen 
das Wort geben, um einmal das Thema Registrierung einzuordnen. Wir sehen bei 
Pflegekammern, dass diese durch Pflichtmitgliedschaften per se eine Registrierung 
haben. Aber wie ist es hier bei uns? Vielleicht können Sie dazu ein paar Worte 
sagen.

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Sehr gerne. Herr Vorsitzender, meine 
Damen und Herren, es wurde angedeutet, ich darf die Vereinigung der Pflegenden 
in Bayern eigentlich seit Anbeginn juristisch und auch pflegepolitisch begleiten und 
beraten. Intern gab es immer eine durchaus lebhafte Diskussion um die Frage der 
Registrierung; Kollege Sigl-Lehner hat es ja erwähnt. Es war ganz wesentlich mein 
Anliegen, dass die Vereinigung ihren gesetzlichen Auftrag ernst nimmt und sich ein 
Bild von der Situation der Pflegenden, der Anzahl der Tätigkeitsbereiche, der regio-
nalen Verteilung der beruflich Pflegenden macht.

Hier ist jetzt zum zweiten Mal das "Monitoring Pflegepersonalbedarf Bayern" er-
stellt worden. Andere Bundesländer – Baden-Württemberg, das Saarland und an-
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dere – fanden das so bemerkenswert, dass sie genau diesem Ansatz gefolgt sind. 
Dieses Monitoring reagiert auf einen Sachverhalt, der wirklich bemerkenswert ist: 
Es handelt sich um die größte Gruppe von Gesundheitsberufen in Deutschland, 
und wir wissen nichts Systematisches über das Vorhandensein von Pflegefachkräf-
ten. In der Corona-Pandemie konnten wir nicht sagen, wie viele Intensivpflegefach-
kräfte es in Bayern oder insgesamt in Deutschland gab. Das muss man sich mal 
vorstellen – in dieser Situation, in der der Bundesgesetzgeber und auch der Lan-
desgesetzgeber auf unterschiedlichen Ebenen anerkannt haben, dass wir ohne 
eine eigenständige und eigenverantwortliche Pflege die Herausforderungen der 
gesundheitlichen Versorgung in den demografischen Transformationsprozessen 
nicht bestehen werden können. Wir werden nicht bestehen können. Wir wissen es 
nicht. Wir können für jede Belegärztin in der Gynäkologie in Mecklenburg-Vorpom-
mern sofort sagen, wen es da gibt. Aber wir können überhaupt nichts darüber 
sagen, was die Situation, die Ausstattung oder das Vorhandensein von Pflegefach-
personen anbelangt.

Darauf reagiert das Monitoring in sehr differenzierter Art und Weise. Der Freistaat 
Bayern weiß jetzt, wie viele Personen es wo gibt und geben wird. Wir steuern auf 
einen Kipppunkt in Bayern zu. Der Kipppunkt ist in Bayern im nationalen Vergleich 
der früheste in ganz Deutschland. 2027 werden wir mehr rentenbedingte Ausstiege 
aus den Pflegeberufen haben als Einstiege über ein immer noch sehr stabiles 
Qualifikationsniveau. Das heißt, wir steuern auf eine Versorgungssituation zu, die 
hochproblematisch und herausfordernd ist, und zwar werden wir mit – relativ be-
trachtet – weniger Pflegefachpersonen mehr auf Pflege angewiesene Menschen 
versorgen müssen. Wir brauchen eine empirische Basis, um in dieser Situation 
verantwortlich handeln zu können. Das ist auch der gesetzliche Auftrag – ob nun 
Kammer oder Vereinigung der Pflegenden –, hier berufsständisch die Rolle zu 
übernehmen, diese Zukunftsperspektiven in den Blick zu nehmen und verantwort-
lich mit zu gestalten.

Es stellt sich die Frage: Wie kommen wir zu den Wissensbeständen einerseits, und 
wie kommen wir zur Ansprache der beruflich Pflegenden andererseits? Da ist die 
Registrierung ein Weg. Dieser ist aus unserer Sicht auch sinnvoll. Er ist verfas-
sungsrechtlich – das hat auch der Kollege herausgearbeitet – durchaus anspruchs-
voll, aber aus meiner Sicht nicht grundsätzlich problematisch; denn wir haben 
selbstverständlich einen verfassungsrechtlichen Auftrag, die gesundheitliche Ver-
sorgung sicherzustellen. Dazu gehört eben auch die Versorgungssituation durch 
und mit Pflegefachpersonen.

Wir haben von vornherein ein Stufenmodell vorgesehen und das auch konkreti-
siert. Wir gehen von der freiwilligen Registrierung aus. Mit der Frage der Durch-
setzbarkeit – das haben wir in der Tat in den Pflegekammern gesehen – löst man 
enorme Reaktanzeffekte aus. Die wollen wir vermeiden. Noch nicht einmal der 
Deutsche Pflegerat glaubt daran, dass es Pflegekammern in der Breite geben wird. 
Insofern brauchen wir andere systematische Zugänge, die auf Akzeptanz stoßen 
und konzertiert sind. Konzertiert heißt: Wir haben jetzt schon eine ganze Reihe von 
Registrierungsverpflichtungen, bundesweit und auf Landesebene. Die müssen wir 
zusammenführen. Außerdem besteht die Notwendigkeit, das Thema Weiterbildung 
– eines der ganz prominenten Themen der Vereinigung der Pflegenden – zu unter-
stützen.

Unser Vorschlag geht in die Richtung, zunächst einmal die Weitergebildeten zur 
Registrierung aufzufordern und das mit Incentives zu versehen, die gekoppelt sind 
an bundes- und landesrechtliche Regelungen. Wir haben den elektronischen Ge-
sundheitsausweis, auch in Bayern. Da haben wir eine andere Stelle als die Vereini-
gung. Für mich ist nicht einleuchtend, warum man das trennen muss. Wir haben 
andere Meldepflichten für in der ambulanten Pflege Tätige, die auch in Bayern an 
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anderer Stelle als in der Vereinigung angesiedelt sind. Das ist überflüssige Büro-
kratie.

Insofern macht es Sinn, eine Registrierung gestuft einzuführen: zunächst mit den 
Verantwortungsträgern, dann mit den Absolventinnen der Schulen, Hochschulen 
und Universitäten, um dann mittelfristig – so es sich als erforderlich erweist und die 
Akzeptanz wächst – auch die anderen Pflegefachpersonen einzuladen, sich regist-
rieren zu lassen. Es ist sinnvoll, das im Wesentlichen über ein Anreizsystem zu 
machen und nicht mit Zwangsmitteln, um die Reaktanzneigung, die in der Pflege-
beruflichkeit sehr verbreitet ist, nicht noch zu provozieren.

Es braucht eine Gesamtkonzeption. Gucken wir uns den Gesetzentwurf und die 
Begründung für die Registrierungspflicht an, dann ist da sehr viel Sinnvolles ge-
schrieben. Man braucht zum Beispiel Hinweise für eine Pflegebedarfsplanung. Ich 
habe gerade für das Land Berlin ein entsprechendes Gutachten gemacht. Wir 
haben bisher kaum Instrumente, um Pflegebedarfsplanung zu machen. Wie wollen 
wir das denn tun? Man kann für das Ziel, eine Pflegebedarfsplanung zu machen – 
ich teile dieses Ziel –, etwas mit den Registrierungsdaten anfangen. Man braucht 
aber gleichzeitig dafür eine andere pflegepolitische Flankierung. Insofern würde ich 
sagen: Registrierung ist richtig und notwendig – wir brauchen das empirische Wis-
sen und die Verfügbarkeit der Daten über die Pflegefachpersonen, die in Bayern 
tätig sind –, aber bitte eben in ein Gesamtkonzept integriert, das nachher auch auf 
Akzeptanz bei den Akteuren im Gesundheitswesen, vor allem bei der Berufsgrup-
pe der Pflegenden selbst stößt.

Wir sind intensiv an dem Prozess zum Pflegekompetenzgesetz beteiligt, den Herr 
Lauterbach angestoßen hat; wir sind morgen wieder da. Was dort diskutiert wird, 
ist richtig gut. Es gilt, das, was wir hier von Bayern aus im Wesentlichen mit entwi-
ckelt haben, nämlich das Thema "Vorbehaltsaufgaben der Fachpflege" – da ist die 
Vereinigung der Pflegenden federführend in Deutschland, was die Pflegeverbände 
anbelangt –, aufzuarbeiten und in die Gesundheitspolitik hineinzutragen. Genau 
dieser Impuls wird jetzt auch im Pflegekompetenzgesetz aufgegriffen.

Das, was im Pflegekompetenzgesetz geregelt werden soll – die Länder sind ja be-
teiligt –, gilt es, auch bei Fragen der Registrierung mit zu berücksichtigen; denn 
das muss ineinandergreifen. Dann macht es Sinn. Also es kann nicht darum gehen 
zu zeigen, jetzt erhalten wir über die Registrierung endlich die Zahlen an Mitglie-
dern oder das Wissen über die beruflich Pflegenden, sodass wir sagen können, wir 
haben hier jetzt 20.000, 30.000 oder 40.000 Personen. – Was der Kollege sagt, ist 
ja völlig richtig. In Nordrhein-Westfalen wissen wir immer noch nicht genau, wie 
viele Pflegende es gibt. Es ist eine unvollständige Registrierung. Das bringt gar 
nichts. Es bringt etwas, wenn wir die Registrierung nutzen, um der gesundheitspo-
litischen Verantwortung gerecht zu werden, und da muss ich sagen, dass das ein 
richtiger Ansatz ist. Da ist die Begründung des Gesetzes auch ambitioniert, juris-
tisch: na ja. Aber auf jeden Fall lässt sich das in einer Weise aufgreifen, die aus 
meiner Sicht auch keine großen verfassungsrechtlichen Probleme aufwirft.

Das als letzten Punkt: Die Registrierung ist nicht der Selbstverwaltung der Vereini-
gung übertragen. Das ist eine staatliche Aufgabe, die der Vereinigung übertragen 
wird. So ist es geregelt, nicht als Selbstverwaltungsaufgabe. Sie dient auch nicht 
der Selbstverwaltung. Das funktioniert ja bei der Vereinigung so auch nicht, da sie 
eben keine Kammerstrukturen hat. Das gilt es aus meiner Sicht auch juristisch 
durchaus zu differenzieren. – So weit aus meiner Sicht eine kurze Einführung.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Vielen Dank, Herr Prof. Klie. Wir sind 
jetzt wirklich am Kern des Problems oder an einem der Kernpunkte der heutigen 
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Anhörung: ob wir nicht schauen sollten, wie es mit der Registrierung ist. Sie haben 
das gestufte System usw. dargestellt. Ich kann mir gut vorstellen, dass es jetzt 
dazu Wortmeldungen gibt und sich die anderen Sachverständigen auch gern dazu 
äußern würden.

SV Prof. Dr. Peter Baumeister (DHBW): Wir haben jetzt von Herrn Klie gehört, 
dass das Thema Registrierung unterschiedliche Fragen aufwirft. Das eine ist die 
Registrierungspflicht. Wenn ich Herrn Klie jetzt richtig verstanden habe, ist das 
auch ihm ein Dorn im Auge. Man käme rechtspolitisch dahin, dass möglicherweise 
durch eine solche Pflicht die ganze grundlegende Idee der Vereinigung scheitern 
könnte, weil man doch mit erheblichem Widerstand rechnen muss.

Dazu muss man schon sagen, dass in der Begründung des Gesetzentwurfs, wie 
man diese Pflicht auch möglicherweise durchsetzen möchte, an zwei Stellen aus-
geführt wird, dass ein Widerruf der Berufszulassung in Betracht käme nach dem 
Pflegeberufegesetz. Das halte ich im Bereich der Pflege schon für – vorsichtig aus-
gedrückt – starken Tobak. Will man wirklich, wenn man eine solche Pflicht einführt, 
hergehen und sie mit Zwang durchsetzen? Will man dann auch noch androhen, 
dass die Berufszulassung entzogen wird – in einem Bereich, von dem alle wissen, 
dass wir jetzt nicht übermäßig viele oder zu viele Pflegefachpersonen haben, so-
dass wir das auch noch verkraften könnten? – Eine Durchsetzung einer Pflicht ist 
aus meiner Sicht im Endeffekt rein faktisch erst einmal unmöglich.

Der andere Punkt ist: Wer hat denn das Recht, solche Informationen zu sammeln? 
Wir haben gehört, die Daten sind natürlich interessant, und man kann sie für Pla-
nungen usw. vorsehen. Herr Klie hat ja auch gerade gesagt, das ist keine Selbst-
verwaltungsaufgabe; denn die Vereinigung hat eigentlich als berufsständische Ver-
tretung ein ganz anderes Ziel: selbstständig, auch dem Staat gegenüber, zu 
agieren, auch wenn es eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. Dann ist es 
allenfalls eine staatliche Aufgabe. Diese gerade einer berufsständischen Organisa-
tion zu übertragen, ist eigentlich kontraproduktiv und meines Erachtens auch nicht 
zulässig. Auch die Kammern in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz, die eine 
noch viel stärkere Zwangsveranstaltung sind, haben nicht diese Aufgabe. Sie dür-
fen diese Daten aus ihrem Berufsregister nicht gleich in Richtung der staatlichen 
Organe weitergeben.

Diesen Aspekt würde ich auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten für 
problematisch halten: eine Selbstverwaltungsorganisation, wie es die Vereinigung 
ist, mit dieser Aufgabe zu einer staatlichen Sammelstelle von Daten zu machen. 
Kammern haben typischerweise die Aufgabe, die Berufsordnung zu schützen. Da 
haben diese Berufsregister eine ganz andere Aufgabe.

Ich sehe im Ergebnis auch einen Sinn von Registrierung, aber eben nicht im Wege 
einer Registrierungspflicht; denn das wird eine starke rechtliche Auseinanderset-
zung hervorrufen, unabhängig von der Frage, ob man jetzt der Meinung ist, dass 
das zulässig ist oder – wie ich – dass es nicht zulässig ist. Es müsste meines 
Erachtens, wie schon gesagt, als langer Weg angelegt sein, um schrittweise zu re-
gistrieren, um die betreffenden Pflegefachpersonen für den Sinn dieser Registrie-
rung zu gewinnen und um nicht mit Zwang, so wie es jetzt im Gesetzentwurf vorge-
sehen ist, zu reagieren.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Dazu gibt es im Kreis der Sachverstän-
digen sicherlich auch andere Ansichten. Ich will jetzt nur mal fragen, wie das ist. 
Die Bedeutung der Registrierung hat ja zunächst Prof. Klie hervorgehoben. Sie 
haben gesagt: am besten freiwillig. – Wie sieht das der Rest der Sachverständi-
gen? Sie können sich gerne zu Wort melden.
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SVe Dr. Marliese Biederbeck (Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK)): 
Sehr geehrte Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, ich habe jetzt ein paar 
Widersprüche herausgehört, die ich gerne mal ein bisschen verdeutlichen möchte. 
Auf der einen Seite wird sehr deutlich hervorgehoben, dass wir gerade Corona hin-
ter uns haben und niemand zum Beispiel sagen konnte, wie viele Intensivpflege-
fachpersonen wir denn in Bayern oder auch in Deutschland haben, dass wir keine 
Informationen über die Zahl der Pflegefachpersonen in Deutschland haben, ge-
schweige denn über deren Qualifizierung und Einsatzmöglichkeiten, und dass es 
daher sehr wichtig wäre, genau diese Daten zu haben. Das ist auch Hintergrund 
des Berufsregisters, das in diesem Eckpunktepapier genannt ist.

Auf der anderen Seite wird gleichzeitig gesagt, dass es unmöglich erscheint, ein 
solches Register verpflichtend aufrechtzuerhalten oder überhaupt zu etablieren. 
Wir sehen das in allen Heilberufen, egal ob es die Ärztinnen und Ärzte sind, ob es 
die Apothekerinnen und Apotheker sind: Alle Heilberufe sind in einer Organisation 
registriert, und zwar pflichtregistriert. Damit haben wir das klassische Beispiel. In 
vielen Berufen – auch bei den Handwerkern – ist es möglich, Menschen pflichtzu-
registrieren. Dass das schier nicht möglich sein sollte, ist dadurch schon widerlegt, 
glaube ich.

Auf der anderen Seite brauchen wir dringend diese Daten, um tatsächlich Aussa-
gen treffen zu können, um für eine weitere Krisensituation gut gewappnet zu sein. 
Deswegen ist es sehr sinnvoll, an dieser Stelle eine Verpflichtung zu machen und 
diese Verpflichtung auch für den Beruf der Pflegefachpersonen durchzuführen; 
denn wir sprechen hier von einem Heilberuf – ähnlich den Ärztinnen und Ärzten –. 
Wir sprechen von einem Heilberuf, der besonderen Regelungen unterliegen muss 
und für den damit einfach eine Registrierung selbstverständlich sein sollte.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ich darf in Erinnerung rufen, dass wir 
bei der Gründung der Vereinigung der Pflegenden in Bayern gesagt haben, dass 
eine Pflichtregistrierung kommen soll, kommen muss, um den besonderen Weg 
Bayerns zu verdeutlichen, dass wir zwar eine freiwillige Mitgliedschaft, aber die 
verpflichtende Registrierung haben. Das war Gründungsversprechen der Vereini-
gung der Pflegenden in Bayern. Das wollte ich nur kurz gesagt haben.

SVe Prof. Dr. Constanze Giese (Kath. Stiftungshochschule München): Herzlichen 
Dank für die Möglichkeit, hierzu auch etwas zu sagen. Wir haben hier zwei ver-
schiedene Diskurse, die wir dringend trennen müssen. Der eine Diskurs betrifft die 
Registrierung im Sinne einer Selbstverwaltung. Darum geht es ja dem Gesetz – 
also um das Thema Heilberuf, der eine gewollt starke Selbstverwaltung haben soll. 
Das ist der Begriff, der hier immer fällt. Ein Heilberuf, der eine starke Selbstverwal-
tung haben soll, soll eine Registrierung haben. Das ist der eine Diskurs. Der ande-
re ist: Wir brauchen für eine vorausschauende Gesundheits- und Pflegepolitik Da-
tenmaterial über das Personal, das da ist, und dessen Qualifikation. Das sind zwei 
verschiedene Diskurse.

Wenn ich den Anspruch an die einzelne Pflegefachperson stelle, sich zu registrie-
ren, dann ist das – diese These möchte ich vertreten – nur dadurch legitimierbar, 
dass sie zugleich in den Genuss einer starken Selbstverwaltung kommt, in der sie 
automatisch Mitglied ist. Es kann nicht sein, dass ich verpflichtet werde, mich mit 
all dem Aufwand zu registrieren, dass ich mich jedes Mal, wenn ich den Job 
wechsle, wenn ich vielleicht in Elternzeit gehe oder was auch immer, dann wieder 
registriere; das muss ich ja, denn sonst bleiben die Daten nicht aktuell. Aber um 
über alle Prozesse der Standesvertretung und Standesaufsicht mitreden zu kön-
nen, muss ich zusätzlich Mitglied in einem freiwilligen Verband sein, der neben den 
Verbänden des BLPR steht. Das ist für mich ein nicht vermittelbares Konstrukt.
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Ich würde sehr dafür plädieren, dass wir hier nicht von einer – ich habe es mir auf-
geschrieben – Reaktanzneigung der Pflegenden sprechen. Ich finde, das tut den 
Mitgliedern meiner Profession Unrecht. Ich möchte das nicht. Sie sind nicht reak-
tanzgeneigt, sondern sie sind nicht gut informiert. Das wissen wir seit der Erhe-
bung der Kolleginnen Lademann und Büker. Wir wissen es auch sonst. Sie sind 
aber sehr konstruktiv. Sie haben in der Regel ein sehr hohes professionelles Ethos. 
Und an der Stelle würde ich Herrn Klie zustimmen: Wir müssen sie mitnehmen. 
Aber indem wir immer wieder den Begriff der Freiwilligkeit mit zwingender Regis-
trierung vermengen, werden wir nicht dazu beitragen, dass die Profession sich 
gerne durch ihre Selbstverwaltung gestärkt fühlt.

Um es kurz zu machen: Ich glaube nicht, dass die Registrierungspflicht, die das In-
dividuum verpflichtet, legitimierbar ist über den Wunsch, Daten für die Gesund-
heitspolitik zu bekommen; sondern bei dieser Registrierungspflicht in der Selbst-
verwaltung – in dem Gesetz geht es im Übrigen um Selbstverwaltung und nicht um 
vorausschauende Gesundheitspolitik – müssen wir trennen. Da müssen wir diffe-
renzieren und ganz klar sagen: Wenn sie sich registrieren, müssen sie damit in 
eine starke Selbstverwaltung gelangen, in der alle automatisch, ohne noch irgend-
wo beitreten zu müssen, erfasst sind und alle Mitspracherecht haben, nicht nur die, 
die noch einen anderen Schritt gehen und sagen, sie gehen noch in die Vereini-
gung.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ich würde gern Herrn Prof. Klie zu den 
zwei Strängen befragen, die Frau Prof. Giese jetzt aufgemacht hat, Thema "Selbst-
verwaltung" und Thema "Daten für die Gesundheitspolitik". Sie sind auch direkt an-
gesprochen worden. Bitte.

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Ich würde zunächst dem Kollegen Bau-
meister in manchem beipflichten, was die juristische Problemsicht anbelangt, ihm 
aber auch widersprechen. Wir kennen es auch aus anderen Bereichen, dass 
Selbstverwaltungskörperschaften staatliche Aufgaben übertragen werden. Warum 
nicht? – Ich habe da überhaupt keine verfassungsrechtlichen Probleme, wenn das 
denn mit den Aufgaben und dem gesetzlichen Auftrag, der im Pflegendenvereini-
gungsgesetz gut beschrieben ist und auch noch erweitert wurde, kompatibel ist.

Frau Giese, das verstehe ich jetzt nicht: Wir haben jetzt schon eine ganze Reihe 
von Verpflichtungen für Pflegende, sich zu registrieren. Die stehen alle nebenei-
nander. Das ist Unsinn. Dass die Vereinigung der Pflegenden diese Daten, wie das 
auch für das Monitoring geschieht, für ihre standespolitische Arbeit nutzt, ist ja 
sinnvoll.

Ich bin selber Rechtsanwalt, Pflichtmitglied in der Kammer. Lieben tue ich die nicht. 
Auch die Handwerker lieben sie nicht. Wir haben bei den Handwerkern und bei 
den Ärzten das Bild der Freiberuflichkeit. Das haben wir in der Pflege überhaupt 
nicht. Insofern muss man auch nicht auf den Ständestaat zurückgreifen, wenn es 
um die standesrechtliche Selbstvertretung geht. Wir sehen es gerade in Baden-
Württemberg, wie tragisch es ist, dass das mit politischer Unterstützung trotzdem 
an die Wand gefahren wurde. Und das meine ich mit Reaktanz; denn natürlich ist 
das ein Reaktanzeffekt. Wenn wir unseren Hartmut Remmers fragen, sagt der 
genau das. Wir haben eine inhomogene Gruppe der Pflegenden. Ich schätze sie 
sehr; mein Leben lang ist sie ein Thema von mir, beruflich, politisch. Aber wir 
haben eine relativ große Gruppe, die auch durch die Bedingungen nicht in eine 
Verantwortungsaffinität hineingezogen wird, was Komplexität anbelangt. Daran 
können wir ja auch nicht vorbeigehen. Gerade nach Baden-Württemberg ist das 
Thema Kammer tot. Das sehen wir auch auf Bundesebene. Es ist tot, also zumin-
dest auf Zeit.
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Insofern würde ich sagen, wir können – da würde ich meinem Kollegen Baumeister 
widersprechen – der Selbstverwaltung staatliche Aufgaben übertragen. Eine Pflicht 
nicht mit Zwangsmitteln zu sanktionieren, kennen wir im Recht durchaus. Das 
Recht ist der Versuch der Gesellschaft, sich selbst zu beeinflussen. Wir haben lau-
ter Pflichten – wie die, Betreuung zu übernehmen –, die auch nicht sanktioniert 
werden. Den Anreiz zu schaffen, dass man dort freiwillig Mitglied wird, finde ich 
immer noch gut; denn wir sehen ja, welche Auswirkungen die Zwangsmitglied-
schaft hat. Die Pflicht zu statuieren und damit zum Ausdruck zu bringen, wie wich-
tig es ist, dass die Pflegenden sich in die Zusammenhänge der gesundheitlichen 
Gesamtversorgung stellen, halte ich für absolut wichtig. Das in einer gewinnenden 
Weise mit Anreizen und mit flankierenden anderen gesetzlichen Regelungen zu 
tun, ist durchaus ein Erfolgsmodell, finde ich.

Andere Bundesländer, die von vornherein ausschließen, sich auf den Weg der 
Pflegekammern zu begeben – das sind die meisten –, finden das zunehmend inte-
ressant, gerade in Zusammenhang mit dem Pflegekompetenzgesetz. Dort wird es 
auf Bundesebene eine Institution geben, die möglicherweise auch mit staatlichen 
Aufgaben beliehen wird. Wir haben ja bisher gar keine Instanz. Der Deutsche Pfle-
gerat ist nicht legitimiert, für die Pflege insgesamt zu sprechen. Er ist eine wichtige 
Lobbygruppe, aber durch nichts legitimiert, staatliche Aufgaben wahrzunehmen. 
Der Landtag in Bayern hat diese Voraussetzung geschaffen. Das ist ein Weg, der 
interessant ist, und diesen würde ich auch gerne weiterentwickelt sehen. Ich würde 
ihn nicht mit diesen Fallstricken ausstatten, die jetzt in der Diskussion in den Mittel-
punkt gerückt werden.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ich habe jetzt einige Wortmeldungen 
von Kolleginnen und Kollegen aus dem Landtag. Ich bitte aber darum, nur Fragen 
zu stellen und nicht zu kommentieren, weil wir die Diskussion über das Gesetz in 
der nächsten Sitzung führen werden. Heute sind wir für die Fragen an die Sachver-
ständigen da.

Abg. Ruth Waldmann (SPD): Genau, das gilt dann natürlich auch für alle. – Ich 
will das noch sagen: Wir diskutieren hier heute nicht für oder gegen die Pflegekam-
mer – das ist heute nicht unser Thema –, sondern wir diskutieren über den Gesetz-
entwurf und darüber, ob er das erfüllt, was er erfüllen soll. Ich habe da zum Bei-
spiel an einigen Stellen Fragen, ob das wirklich nachher rechtssicher so 
funktionieren kann. Darum ging es mir hier unter anderem.

Zum Beispiel ist jetzt auch die Frage aufgetaucht, zu welchem Zweck die doch re-
lativ umfangreichen Daten erhoben werden. Man muss ja immer das geringfügige-
re Mittel anwenden und genau schauen, ob der damit beabsichtigte Zweck auch 
erfüllt wird. Jetzt ist schon mehrfach angesprochen worden, dass man die Daten 
gerne hätte. Natürlich wüssten wir alle gerne, wie viele Pflegekräfte wir haben und 
was sie können. Trotzdem muss man sich die Frage stellen: Wer darf Daten wozu 
und in welcher Form sammeln?

Der erste Punkt betrifft die Durchsetzungsfähigkeit, die Sanktionsmöglichkeit. Nach 
allem, was wir auch in anderen Bundesländern sehen können, ist damit zu rech-
nen, dass es Pflegekräfte geben wird, die nicht mitmachen wollen. Dann muss das 
irgendjemand durchsetzen. Das muss geklärt werden. Das muss man sich vorher 
überlegen.

Der zweite Punkt betrifft den Aufgabenbereich. Das ist schon mehrfach angespro-
chen worden. Man hätte die Daten gerne zur Gesundheits- und Versorgungspla-
nung. Wie ist das denn jetzt? Laut Gesetz ist doch eigentlich die Zuständigkeit 
dafür, die gesundheitliche und pflegerische Versorgung sicherzustellen, bei den 
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Krankenkassen und Pflegekassen, teilweise noch beim Sozialhilfeträger und auch 
bei den Ländern. Das ist normalerweise eigentlich nicht in erster Linie, wenn ich es 
richtig verstanden habe, Aufgabe der Vereinigung der Pflegenden und kann ihr 
auch nicht mit so einem Gesetzentwurf übertragen werden, oder?

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Das sehe ich anders. Berufsrechtlich 
sind der Berufsgruppe der Pflegenden eigenverantwortlich Vorbehaltsaufgaben 
übertragen worden. Das funktioniert verfassungsrechtlich nur dann, wenn das not-
wendig ist, um die gesundheitliche Versorgung sicherzustellen. Das heißt, die Ei-
genverantwortlichkeit wird in den Vordergrund gerückt. Darum brauchen wir eigent-
lich überall berufsständische Vertretung, die Organ dieser eigenverantwortlichen 
Pflege ist. Die haben wir bisher kaum. Wir haben sie in drei Bundesländern, mehr 
nicht. Das ist bedauerlich. Aber an sich ist genau das die Aufgabe der Profession 
der Pflege, ihren Beitrag zur Sicherstellung der Gesundheit und zur Versorgung 
der Bevölkerung zu leisten. Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Sie haben recht, der Sicherstellungsauftrag für die gesundheitliche 
Versorgung liegt bei den Kassen mit den anderen Systemakteuren. Wie schwierig 
es ist, das zu steuern, sehen wir gerade im Bereich der Krankenhausreform. Aber 
da haben wir einen klaren Adressaten; das ist richtig. Was heißt "klaren Adressa-
ten" – das ist eine Gruppe von Adressatinnen und Adressaten. In der Langzeitpfle-
ge haben wir eine organisierte Unverantwortlichkeit, einen nicht regulierten Anbie-
termarkt. Da fehlt es uns landesrechtlich und bundesrechtlich überhaupt an 
Eingriffsmöglichkeiten. Da ist, wenn überhaupt, der Sozialhilfeträger – das heißt 
hier in Bayern die Bezirke – im Sicherstellungsauftrag für die sozialhilfeberechtig-
ten Personen. Ansonsten haben wir in Bayern eine sehr weiche Form, die konzep-
tionell interessant ist, eine weiche Form der seniorenpolitischen Gesamtkonzepte. 
Sonst haben wir nichts, gar nichts. Mein Vorschlag wäre, dass man in Bayern auch 
über entsprechende Planungsverpflichtungen gesetzlicher Art nachdenkt, die wei-
tergehend sind als die bisherigen. Dann macht das mit der Nutzung dieser Daten 
auch durchaus Sinn.

Frau Waldmann, mit der Durchsetzung von Pflichten in einer Berufsgruppe – das 
habe ich in einer kurzen Stellungnahme auch geschrieben –, die als eigenverant-
wortlich angesprochen wird, wäre ich sehr vorsichtig. Wir müssen das nicht durch-
setzen. Das macht dann Sinn, wenn wir bei der Weiterbildung die Anerkennung 
derselben an eine Registrierung binden. Das können wir tun. Das wird man auch 
tun müssen, auch auf Bundesebene. Wir können das mit dem elektronischen Ge-
sundheitsberufeausweis verbinden. Das ist auch eine Verpflichtung. Wir haben an-
dere Verpflichtungen von im ambulanten Bereich Tätigen, die sich jetzt schon re-
gistrieren müssen. Das sind alles Verpflichtungen, die wir jetzt schon haben. Wenn 
wir das bündeln und die Daten, die wir dazu haben, für regionale Planung nutzen –
 –

Wir haben riesige Unterschiede im Versorgungssicherheitsindex in Bayern. Mün-
chen steht da ganz schlecht da. Andere Regionen in Bayern haben eine abgemil-
derte Form des Versorgungssicherheitsproblems. Das müssen wir systematisch in 
den Blick nehmen und darauf reagieren. Staatliche Planung könnte sich stärker auf 
Ausbildung beziehen; sie muss es auch. Wir müssen in den Regionen Ausbil-
dungskapazitäten sichern, sowohl was die Assistenzberufe als auch was die Fach-
berufe oder die akademische Ausbildung anbelangt.

Das alles können wir über die Daten, die wir sowohl aus dem Monitoring als auch – 
noch mal sicherer – über eine Registrierung gewinnen können, wesentlich besser 
steuern, nicht mit harten Instrumenten bisher, sondern mit weichen. Das ist gesetz-
licher Auftrag der Vereinigung der Pflegenden. Das ist dort genau so beschrieben.
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Abg. Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, werte Damen und 
Herren, wenn man kurz Revue passieren lässt, was wir bisher gehört haben, ist es 
so, dass die Trennung zwischen der Registrierung und einer Idee der Kammer bis 
auf bei Frau Giese relativ verbreitet ist. Vielleicht will Frau Giese uns ganz kurz er-
klären, warum es denn für die Pflegenden in Bayern so wichtig ist, dass sie, wenn 
sie sich registrieren und ihre Daten hergeben, außerdem gleichzeitig Pflichtmitglied 
in einer Kammer sind, in der sie auch noch Pflichtbeiträge zahlen. Das erschließt 
sich mir überhaupt nicht und ist für mich nicht nachvollziehbar, muss ich ganz ehr-
lich sagen; denn das eine ist die eine Baustelle, und das andere ist die andere 
Baustelle.

Wir hatten bisher auch die Möglichkeit, dass die Pflegenden in der Vereinigung der 
Pflegenden in Bayern Mitglied werden. Das hat bisher ein Bruchteil der Pflegenden 
in Bayern gemacht. Deswegen ist das ja auch kein Erfolgsmodell, und wir müssen 
hier unbedingt dieses Gesetz entsprechend anpassen, damit da irgendwann ein-
mal eine Wirkung herauskommt, wenn wir schon einen Haufen Geld hineinstecken.

Deswegen ist jetzt auch die Frage an die Experten – ich glaube, dazu kann jeder 
etwas sagen, der möchte –: Wie bekommen wir denn die Leute in einen Verein? 
Oder: Wo haben Sie Erkenntnisse, dass Pflege sich verbessert und als Beruf at-
traktiver wird, wenn es eine Pflichtmitgliedschaft gibt, vor allem eine Pflichtmitglied-
schaft in einer Kammer? Mir sind da keinerlei Studien bekannt. Ich denke mir, 
Kammern haben bisher bei den freien Berufen funktioniert, bei den Rechtsanwäl-
ten, Ärzten, Steuerberatern etc., weil man da schlicht und ergreifend eine gemein-
schaftliche Vertretung hat. Wir haben aber durchaus die Möglichkeit, über die Ar-
beitgeber der Pflegenden hier entsprechend eine Vertretung zu finden; bzw. 
freiwillig hat sich in der Vergangenheit auch nie jemand zusammengefunden. Also, 
wo haben Sie Erkenntnisse, die uns belegen, dass eine Kammer eine Qualitätsver-
besserung oder eine Attraktivitätssteigerung bringt? Danke.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Kollege Winhart, wir reden heute ei-
gentlich nicht über die Kammer, weil wir über den Gesetzentwurf sprechen. Der 
Gesetzentwurf sieht nun einmal nach den Eckpunkten eine Weiterentwicklung der 
Vereinigung der Pflegenden in Bayern vor.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

– Nein, es geht auch nicht um Pflichtmitgliedschaft, es geht um Pflichtregistrierung 
und das Thema Registrierung. Ich habe nichts dagegen, wenn wir das im Themen-
speicher behalten und darauf zurückkommen, wenn wir noch Zeit haben. Jetzt 
geht es wirklich erst einmal um das Gesetz. Ich würde gerne diese Frage stehen 
lassen und darauf zurückkommen, wenn es so weit ist. Im Moment geht es nicht 
um das Thema Pflichtmitgliedschaft – ist gleich Kammer –, sondern es geht um 
Pflichtregistrierung und darum, dass wir dem nähertreten; denn das regelt das Ge-
setz. Versuchen wir erst einmal, bei dem Thema bleiben.

Abg. Andreas Krahl (GRÜNE): Ich versuche jetzt wirklich, nur eine Frage ohne 
jegliche Wertung zu stellen. Die Frage geht an Herrn Klie. Herr Klie, ich habe das 
Gefühl, dass Sie allen voran der Eingangsfrage des Herrn Vorsitzenden noch die 
Antwort schuldig geblieben sind. Es geht hier um die Pflichtregistrierung. Ist es aus 
juristischer Sicht zulässig, diese Pflichtregistrierung der Vereinigung der Pflegen-
den in Bayern zu übertragen? Auf welcher Gesetzesgrundlage kann das funktio-
nieren? Gibt es datenschutzrechtliche Bedenken dazu? Es geht um die Pflichtre-
gistrierung.

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Lieber Herr Krahl, ja, sage ich, eine 
Pflichtregistrierung zu machen, ist verfassungsrechtlich möglich. Ich stimme dem 
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Kollegen Baumeister zu, dass die Durchsetzung dieser Pflicht Probleme bereiten 
kann. Darum würde ich auf Anreizsysteme setzen, die deutlich machen, welchen 
Nutzen es für die Angehörigen der Berufsgruppe mit sich bringt. Das gilt es, deut-
lich zu machen, herauszuarbeiten und intelligent zu unterstützen. Die datenschutz-
rechtlichen Fragen sind bislang im Gesetzentwurf offengelassen. Da kommt es auf 
die Ausgestaltung dieser Pflichtregistrierung an.

Nochmals: Man muss die Pflicht nicht sofort sanktionieren. Das macht keinen Sinn. 
Das hatte ich ausgeführt. Aber man kann die Pflicht in das Gesetz hineinschreiben 
und auf Eigenverantwortung und Selbstbindung setzen. Da habe ich eigentlich gro-
ßes Vertrauen, dass ein Großteil der Pflege, Frau Giese, genau diese Selbstver-
antwortungsbereitschaft mitbringt und dass das insgesamt ein Lernprozess ist; 
denn wir haben unser Gesundheitswesen bisher asymmetrisch strukturiert zulas-
ten der Pflege und nicht zugunsten der Pflege. Insofern hat das etwas mit dem 
Umbau des Gesundheitswesens zu tun und einer wesentlich stärkeren Würdigung 
der Eigenständigkeit der Pflege. Das wäre meine Antwort.

Die datenschutzrechtlichen Fragen – das habe ich deutlich gemacht – und die 
Zwecke, die mit der Registrierung verfolgt werden, gilt es, im Einzelnen zu präzisie-
ren. Das ist sehr offen formuliert. Darum braucht es dafür ein rechtssicheres Kon-
zept, das auch datenschutzrechtlich abgesichert ist. Das ist dann noch Arbeit.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Die jetzige Grundlage, das jetzige Ge-
setz ist dafür also ausreichend?

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Ich würde sagen, ja. Allerdings kommt 
es sehr darauf an, wie man diese Registrierungspflicht konzeptionell auf Zwecke 
bezieht, die im Gesetz angelegt sind, die man dann aber konkretisieren muss, um 
gerade auch die Datennutzung nachher in legitimer Weise vornehmen zu können.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): An dem Punkt müssen wir bitte kurz 
bleiben. Das ist ein wichtiger Punkt. Sieht das jemand von den Sachverständigen 
anders?

SV Prof. Dr. Markus Witzmann (Hochschule München): Herr Vorsitzender, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, ich würde gern noch mal klar auch auf die Re-
gistrierung eingehen. Wenn Sie die Eckpunkte lesen und den Prozess anschauen, 
werden Sie in den Eckpunkten wenig zum Thema Umsetzung finden; denn die 
Eckpunkte, auf denen das Gesetz jetzt beruht, sehen ein Gesamtpaket vor, das 
einem Prozess zugrunde gelegt ist. Deswegen steht auch diese Kommission im 
Vordergrund.

Wir haben zwar in diesem Ausschuss viel gemeinsam diskutiert, aber wir haben bis 
dato offengelassen, wie eine konkrete Umsetzung erfolgen soll. Wir haben einen 
hohen Diskussionsbedarf dazu gesehen. Wir haben beim Punkt Registrierung 
immer gesehen, dass wir beides denken müssen, das Berufsständische, das 
Thema Professionalisierung; deswegen kommen wir irgendwann auch zur Berufs-
ordnung und zur Weiterbildungsordnung. Wir haben auch den Punkt der Sicherung 
des Gemeinwesens gesehen, also die Frage, wie es uns zukünftig gelingt, Pflege 
und Gesundheitsversorgung auch datenbasiert zu sichern. Uns war immer wichtig, 
dass es ein Gesamtpaket ist. Das Gesamtpaket beinhaltet zwar die Registrierung, 
aber es beinhaltet auch eine Weiterbildungsordnung und eine Berufsordnung. Es 
beinhaltet die Idee, wie es uns gemeinsam gelingt, die Vielfalt der Pflege in den un-
terschiedlichsten Praxisfeldern zu gewinnen und zusammenzuführen, damit diese 
den Weg mit uns gehen.

Ich meine – so war es auch im Ausschuss –, dazu, wie jetzt die konkrete Umset-
zung aussieht und wie es gelingen kann, hat zwar die Vereinigung der Pflegenden 
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eine Idee und auch einen Organisationsvorschlag, der auch juristisch schon ein 
Stück weit gestützt ist. Aber diese Diskussion haben wir in der Summe nicht ge-
führt. Wir haben gesagt, dass es dazu gemeinsame Foren braucht. Es braucht das 
Zusammenwirken von Bayerischem Landespflegerat, Dekanekonferenz und Verei-
nigung, um hier Lösungen zu erzielen, die eine Umsetzung wirklich befördern und 
den Blick auf den gemeinsamen Prozess lenken.

Ja, wir sind auch als Dekanekonferenz für eine Registrierung im Gesamtpaket. 
Aber hinsichtlich der Frage, wie eine konkrete Umsetzung erfolgen soll, würden wir 
gern weiterhin gemeinsam den Weg gehen. Wir würden gern Vorschläge erarbei-
ten, um die Umsetzung so auszugestalten, dass sie dann auch wirklich zielführend 
die Vielfalt der Pflege erreichen kann und wir eben genau das Ziel erreichen kön-
nen, dass sich die Pflege für sich selbst und auch für das, was gesundheitliche 
Versorgung und berufsständische Vertretung bedeutet, aktiv engagiert und dabei 
mitmacht.

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Lieber Markus, dass wir uns gemeinsam ein Stück 
weit auf den Weg machen werden und müssen, ist für uns selbstverständlich. Was 
aber heute überhaupt noch nicht zur Sprache gekommen ist – es geht jetzt schon 
eine ganze Weile um die Registrierung –: Die Vereinigung der Pflegenden hat völ-
lig geräuschlos seit Beginn des neuen Pflegeberufegesetzes mittlerweile knapp 
18.000 Praxisanleiter registriert und bietet einen erfolgreichen Support für diese 
ganz wichtige Berufsgruppe. Das soll auch hier in diesem Raum einmal gehört 
werden.

Wir haben umfassende Erfahrung mit Registrierung und damit, wie man sie macht. 
Wenn es jetzt um eine erweiterte Registrierung geht, ist es völlig selbstverständ-
lich, dass wir uns auf der Ebene und auf der Arbeitsebene wirklich gut weiter ge-
meinsam bewegen können. Aber noch mal: Die Vereinigung macht sehr erfolgreich 
Registrierung der Praxisanleiter. Ganz ehrlich: Wahrscheinlich hätten wir vor ein 
paar Jahren alle miteinander nicht gedacht, dass es gelingt, bereits heute 
18.000 Praxisanleiter registriert zu haben und sie letztendlich auch über die Verei-
nigung zu begleiten – auch eine ganz wichtige Sicherstellung. Die Praxisanleiter 
sind ein sehr gutes Beispiel dafür, warum es – a – eine Registrierung braucht und 
– b – dass es gelingen kann.

SV Prof. Dr. Peter Baumeister (DHBW): Ich möchte auf die Frage nach dem Da-
tenschutz eingehen, weil das auch von Herrn Klie angesprochen wurde. Wir haben 
dafür in dem Gesetzentwurf in Artikel 7 Absätze 2 und 3 die Grundlagen. Hier wird 
die Zwecksetzung – und das ist der maßgebliche Gesichtspunkt – für mögliche 
Übermittlungen von Daten an andere Stellen definiert. Da heißt es, dass diese 
Daten der Förderung und Sicherstellung der Pflegequalität und der pflegerischen 
Versorgung in Bayern dienen. Dann kommt Absatz 3, der sagt, dass diese Daten 
an andere Behörden übermittelt werden können, sofern sie den Zwecken nach Ab-
satz 2 dienen oder dafür erforderlich sind.

Meines Erachtens ist zum einen festzustellen, dass man diesen Zweck, der in Ab-
satz 2 steht, noch nicht in Artikel 2 Absatz 1 mit den Aufgaben der Vereinigung 
wiederfinden kann. Da steht nur etwas vom Mitwirken an der öffentlichen Gesund-
heitspflege. Zum anderen – selbst wenn man darüber hinwegsieht – ist dieser 
Zweck sehr allgemein.

Auch Herr Klie hat angesprochen, dass man das irgendwie näher verfahrenstech-
nisch umsetzen usw. müsste. Aus meiner Sicht ist das aber Aufgabe des Gesetz-
gebers. Im Datenschutzbereich muss man schon konkreter werden; denn zu dieser 
Aussage – Förderung und Sicherung der Pflegequalität – und unter diesen sehr 
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pauschalen Mantel passt alles. Jede Dateneinheit, die Sie mit der Registrierung er-
heben, dient irgendwie dazu. Deshalb können diese Daten dann nach Absatz 3 
von allen Stellen, die auch damit zu tun haben, abgerufen werden. Das muss 
näher ausgestaltet werden. Ich glaube aber nicht, dass es die Aufgabe der Vereini-
gung ist, das näher auszugestalten, sondern es ist schon Aufgabe des Gesetzge-
bers, hier bestimmte Schranken einzuziehen. Man kann das natürlich nicht in 
jedem Detail machen. Aber das bleibt sehr allgemein, und diese Allgemeinheit ist 
gerade im Datenschutzrecht ein erhebliches Problem.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ein konkreter Hinweis, danke schön. Er 
passt zur Frage III. (5): Wurde eine Stellungnahme des bayerischen Datenschutz-
beauftragten eingeholt? Und wenn ja, wie lauten dessen Empfehlungen? – Diese 
Frage würde ich gern nachher an Herrn Dr. Opolony weitergeben. Ich würde sie 
jetzt im Themenspeicher belassen, damit wir die Wortmeldungen der Reihe nach 
weiter abarbeiten können.

Abg. Susann Enders (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, es ist bekannt, dass wir vor fünf Jahren mit ver-
schiedenen Ansichten innerhalb der Regierungskoalition in diesen Prozess der 
Entwicklung eingestiegen sind, der zum heutigen Gesetzentwurf geführt hat. Wir 
hatten verschiedene Ansichten zur Ausrichtung einer unabhängigen Berufsstands-
vertretung der Pflegenden. Dennoch haben wir gemeinsam einen Weg gefunden, 
vor allen Dingen mit der Unterstützung durch die Verbände, die vor Ort schon die 
Pflegenden vertreten.

Wir haben korrigieren oder uns angleichen können: die Mitgliedschaft nur noch von 
den Pflegenden selber und nicht mehr von Berufsverbänden, um auch die An-
schlussfähigkeit an andere Pflegekammern zu ermöglichen, oder die gesetzliche 
Verankerung des Auftrags an die Vereinigung der Pflegenden für eine Berufs- und 
Weiterbildungsordnung oder sogar die Abschaffung des Beirats – das ist sozusa-
gen der Einfluss des Gesundheitsministeriums – und stattdessen eine Kommission 
zur Begleitung des Weiterentwicklungsprozesses. Sie sehen also, wir haben uns 
innerhalb der Regierungskoalition massiv Gedanken gemacht, um unsere unter-
schiedlichen Meinungen, mit denen wir zu Beginn eingestiegen sind, auf einen 
Weg zu bringen.

Wir haben jetzt einen Gesetzentwurf vorliegen. In der Diskussion innerhalb der ver-
gangenen Minuten oder mittlerweile der letzten Stunde geht es aus meiner Sicht 
vorrangig mit großem Schwerpunkt um die Frage der Pflichtregistrierung. Ich 
denke aber, das ist nicht das Einzige. Der Gesetzentwurf enthält ja viel mehr Punk-
te.

(Vorsitzender Bernhard Seidenath: Der Fragenkatalog auch!)

Für mich ist sehr wichtig, und das möchte ich hier als Vertreterin der FREI-
EN WÄHLER wirklich festsetzen: Haben Sie bei all den unterschiedlichen Meinun-
gen, die wir jetzt in Form des Gesetzentwurfs auf einen Punkt gebracht haben, und 
mal unabhängig von der Pflichtregistrierung trotz allem den Eindruck, dass wir jetzt 
mit diesem Gesetzentwurf die Rahmenbedingungen geschaffen haben, die die 
Pflegenden, nämlich die Akteure vor Ort, mittragen und auch leben können? Wir 
können uns hier noch so viele Gedanken machen und auf verschiedensten Ebe-
nen einzelne Spiegelstriche diskutieren; mir und meiner Fraktion ist das Allerwich-
tigste, dass wir einen gesetzlichen Rahmen schaffen – ob er nun Pflegekammer 
oder Vereinigung der Pflegenden in Bayern heißt, die Überschrift ist da völlig egal 
–, damit der Berufsstand der Pflegenden tatsächlich diese unabhängige Berufs-
standsvertretung hat. Das wäre meine Frage eigentlich an alle Sachverständigen. 
Das ist es doch, was wir brauchen.
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Es ist eigentlich völlig egal, ob wir hier in Nuancen unterschiedlicher Meinung sind. 
Wichtig ist doch, dass das, was wir hier entscheiden, was dann im Plenarsaal ent-
schieden wird, sich nicht nur schön anhört, ein schön formulierter Gesetzentwurf 
ist, der dann im günstigsten Fall verabschiedet wird; sondern wichtig ist: Was bringt 
es den Pflegenden? Da muss es tatsächlich eine Grundlage sein, die wir gemein-
sam mit Ihnen als Vertretern, als Sachverständigen geschaffen haben und die die 
Pflegenden mittragen und auch leben können. Wenn es da noch Kritikpunkte gibt, 
bitte ich auch weiterhin um rege Diskussion.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Das wäre jetzt ein Punkt für ein 
Schlussstatement, in dem man alles zusammenfassen kann. Da würde ich auch 
die Frage von Herrn Winhart einbeziehen: Thema "Pflegekammer oder nicht?" 
Dasselbe hier: Pflege fortleben, mittragen – was bringt es den Pflegenden?

SVe Dr. Andrea Kuhn (Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft Ludwigshafen): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender, dass ich auch hier einmal Position beziehen darf. 
Ich komme aus Rheinland-Pfalz. Das habe ich auch dargetan. Ich habe die Pflege-
kammer dort mit aufgebaut. Ich weiß, es ist keine Pflegekammer; es soll aber eine 
starke Selbstverwaltung sein. Eine starke Selbstverwaltung eines Heilberufs – was 
Pflege nun einmal ist – gelingt nur durch die komplette Mitgliedschaft der Berufs-
gruppe. Die Mitgliedschaft zieht die Registrierung nach sich als Teil der Mitglied-
schaft und nicht umgekehrt. Ich verstehe diese Konstruktion nicht maßgeblich. Ich 
kann Ihnen aus Rheinland-Pfalz berichten, dass es dort durchaus gelingt. Es wer-
den hier immer nur die negativen Beispiele zitiert. Dies sind solche, die nicht ins 
Heilberufegesetz des jeweiligen Landes überführt wurden mit allen Rechten und 
Pflichten, wie sie alle Heilberufe haben. Das möchte ich einmal in aller Deutlichkeit 
sagen.

Eine Registrierung ist auch nicht nur: Wir schreiben einmal auf, wer alles in der 
Pflege ist und was er tut. – Dieser Katalog, der wirklich differenziert ist, muss ja 
auch beibehalten werden. Das ist ein Riesenaufwand.

Die Frage, wer welche Daten mit welchem Recht generieren darf, stelle ich mir ge-
nauso wie der Kollege Baumeister.

Abg. Ruth Waldmann (SPD): Jetzt ist schon mehrfach darauf hingewiesen wor-
den – auch von Ihnen, Herr Prof. Klie –, dass es am Ende ganz stark auf die Ak-
zeptanz der Pflegenden ankommt und darauf, ob und wie dieses Konstrukt mit 
Leben gefüllt werden kann. Aber es steht nun einmal auch in der Begründung des 
Gesetzes – das ist der Knackpunkt, und damit müssen wir uns in der Gesetzesbe-
ratung befassen –: "Ein Verstoß gegen die Anzeigepflicht [...] kann im Einzelfall be-
rufsentziehungsrechtliche Maßnahmen [...] nach sich ziehen." Das spricht sich 
doch herum. Wenn man mit Anreizen arbeiten will, steht das in einem gewissen 
Widerspruch dazu, dass hier steht, es kann aber auch zur Entziehung der Berufs-
erlaubnis führen. Da werden die Pflegefachkräfte sehr wahrscheinlich durchaus 
hellhörig werden, und sie werden wissen wollen, wie es denn jetzt genau ist, was 
das für sie heißt und was da auf sie zukommt.

Der Punkt ist mir einfach wichtig, auch vor dem Hintergrund der Akzeptanz. Wenn 
da nicht Klarheit und Transparenz herrschen, werden wir diese Akzeptanz nicht er-
reichen, fürchte ich. Deswegen möchte ich auf diesen Punkt noch mal hinweisen. 
Es steht so drin und kann tatsächlich mit einer berufsentziehenden Maßnahme 
enden.

Des Weiteren ist für die Akzeptanz die Frage mitentscheidend, als wie eigenstän-
dig die Vereinigung wahrgenommen wird. Es geht um die Frage der Berufsordnung 
und der Weiterbildungsordnung. Das ist ein weiteres Thema, in das ich auch all-
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mählich überleiten will; aber an der Stelle müssen wir noch mal scharf sein. Da 
geht es in die Richtung: Unter Beteiligung einer Kommission sollen eine Berufsord-
nung und eine Weiterbildungsordnung erarbeitet werden. Das Ganze soll aber nur 
als ein Entwurf dem Ministerium vorgelegt werden. Ich fürchte, das wird nicht von 
allen als eigenständig wahrgenommen. Meine Frage an die Expertinnen und Ex-
perten ist, wie Sie das einschätzen.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Jetzt zerfasert es ein bisschen. Ich 
habe versucht, mal die Registrierung anzugucken. Ich weiß, es ist schwierig, bei 
dem Thema zu bleiben. Ich habe versucht, es per Schlussstatement zu machen. 
Jetzt sind wir schon ins nächste Thema gesprungen. Bleiben wir noch kurz bei der 
Registrierung. Gibt es dazu noch Fragen?

Die Frage wurde auch von Herrn Prof. Baumeister aufgeworfen: Stellungnahme 
des Datenschutzbeauftragten – wenn ja, wie lauten dessen Empfehlungen? – Viel-
leicht kann Herr Dr. Opolony dazu etwas sagen.

MDirig Dr. Bernhard Opolony (Gesundheit, Pflege und Prävention): Herr Vorsit-
zender, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben den Datenschutzbe-
auftragten natürlich eingebunden, haben auch intensiv mit ihm diskutiert. Er hat 
uns dann im Juni letzten Jahres gesagt, dass er mit dem Entwurf, wie er vorhan-
den ist, einverstanden ist und ihn so akzeptiert. Selbstverständlich braucht es dann 
noch bei der konkreten Umsetzung Datenschutzkonzepte etc. Aber es gibt ja auch 
die rechtliche Grundlage der Datenschutz-Grundverordnung, die weiterhin dane-
ben gültig ist. Der Datenschutzbeauftragte war einverstanden.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Gibt es zum Themenfeld Registrierung, 
Pflichtregistrierung noch Anmerkungen?

SVe Prof. Dr. Constanze Giese (Kath. Stiftungshochschule München): Ich wollte 
nur einfach darauf zurückkommen, dass meine Frage im Raum stehengeblieben 
ist. Sie ist nicht geklärt. Wenn Sie nach dem Gesetz fragen und danach, wo beim 
Gesetz Klärungsbedarf ist, dann sehe ich diesen. Mir ist bis jetzt immer noch nicht 
beantwortet worden, wie genau sich die Registrierung mit dem Ziel einer starken 
Selbstverwaltung und Weiterentwicklung der Vereinigung verbinden lässt. Die Ar-
gumentation, die ich immer höre, ist: Wir brauchen sie für eine vorausschauende 
Gesundheitspolitik. – Das teile ich ja. Aber das ist nicht das, was dieses Gesetz re-
geln will oder zu regeln vorgibt. Dieses Gesetz regelt die Weiterentwicklung der 
Vereinigung. Das muss man trennen. Da wäre ich ganz bei Frau Kuhn und würde 
sagen: Die Registrierung folgt selbstverwaltungsbezogen aus einem Organ der 
Selbstverwaltung, in dem alle Mitglied sind; da werden alle registriert. Wir reden 
hier gleichzeitig von einer Pflichtregistrierung, einer freiwilligen Pflichtregistrierung 
mit verschiedenen Zielen. Das ist chaotisch. Das muss geschärft werden.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ich habe die Frage schon gehört, aber 
ich dachte, es sei ein Statement aus Ihrer Sicht, dass es gerade nicht so ist. So 
habe ich es verstanden. Das kam ja deutlich heraus. Deswegen dachte ich, dass 
wir das hier nicht zur Diskussion stellen müssen. Ich glaube, das war auch nicht in 
Ihrer Intention. Aber Sie haben es noch mal geschärft.

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Kollege Baumeister, wenn ich das Ge-
setz, das ich in anderen Bundesländern dann und wann mal mitmachen darf, for-
muliert hätte, hätte ich die Zwecke etwas anders formuliert. Aber das ist nachher 
auch eine Frage der politischen Akzentsetzung.

Ich verstehe, dass hinter der Aussage der Pflegequalität und der pflegerischen 
Versorgungssicherheit ein breites Spektrum an richtigen und wichtigen Zielsetzun-
gen gesundheitspolitischer Art steckt. Das kann man machen, glaube ich; so hat 
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es ja auch der Datenschutzbeauftragte dargelegt. Wir haben in unserer Stellung-
nahme der VdPB, an der auch der Datenschutzbeauftragte beteiligt war, die daten-
schutzrechtlichen Voraussetzungen noch einmal geklärt.

Ich würde mir vorstellen, dass es bei weiterer Übertragung von Aufgaben auf die 
Vereinigung, zum Beispiel Weiterbildung, noch Änderungen und Ergänzungen 
geben wird und muss. Das ist ein Prozess, der dauert. Wir haben auch die Chance 
mit einer Weiterentwicklung des Gesamtsystems. Wir erwarten auf der Bundesebe-
ne Weiterbildungsordnungen mit einem Verpflichtungsgrad, die wir möglicherweise 
landesrechtlich aufnehmen können. Wir wissen noch gar nicht ganz genau, wie 
das jetzt ausgestaltet wird. Insofern sehe ich auch diesen schwierigen Weg der 
Stärkung der berufsständischen Selbstverwaltung als ein Projekt, das wirklich Zeit 
beanspruchen wird. Ein solches Gesetz wie das, das wir heute diskutieren, ist in 
der Novellierungsfassung eines, das sicherlich noch andere Fassungen erfahren 
wird und bei dem wir die weiterhin übertragenen Aufgaben an die Vereinigung 
dann zu integrieren haben.

Frau Giese, ich würde schon zwei wirklich sehr wichtige Selbstverwaltungsaufga-
ben sehen. Wir haben in § 2 des Pflegendengesetzes die Aufgabe, den Arbeits-
kräftebedarf zu ermitteln. Wie sollen wir das ohne die Daten tun? Das haben wir 
über das Monitoring versucht. Das bleibt auch wichtig, weil der Bedarf sich ja nicht 
nur aus der Zahl der Pflegenden, sondern auch aus ganz anderen Parametern er-
gibt. Das wäre ausgesprochen wichtig. Wir wissen, dass in den Regionen, in 
denen wir eine Unterversorgung haben, in denen wir wie fast überall zu wenige 
Pflegefachkräfte haben, die Belastungssituation der Pflegenden deutlich zunimmt. 
Wir haben gerade die GKV-Routinedatenauswertung gemacht: Bei den Pflegenden 
über 50 Jahre haben wir im Schnitt 52 Tage AU, und das insbesondere dort, wo wir 
strukturelle Überforderung und Versorgungsprobleme haben. Darauf zu reagieren, 
ist eine Kernaufgabe der Vereinigung der Pflegenden. Dafür dienen auch diese 
Daten.

Der andere Auftrag ist die Weiterbildung. Die Weiterbildungsfrage ist noch offen, 
und sie ist in Deutschland auch nicht gut strukturiert – mit völlig falschen Playern, 
die bisher eine dominante Rolle spielen. Hier spielen die Vereinigung und auch die 
Kammer natürlich eine wichtige Rolle. Hier werden meines Erachtens auch stärker 
Selbstverwaltungsaufgaben auf die Vereinigung zuwachsen, dann mit einer Weiter-
entwicklung des Pflegendengesetzes.

SVe Prof. Dr. Constanze Giese (Kath. Stiftungshochschule München): Ich denke, 
dass Ihre letztgenannte Argumentation durchaus Sinn machen würde. Aber darauf 
wollte ich ja hinaus. Sie wollen eine freiwillige Registrierung von Personen, die Sie 
nicht durch die Vereinigung erreichen können. Sie werden also kein belastbares 
Datenmaterial bekommen; denn Sie haben bis jetzt – nehmen wir mal die Zahlen, 
die Sie genannt haben – von über 100.000 um die 4.000 Personen, die jetzt Mit-
glied in der Vereinigung sind. Sie können sie nicht erreichen. Wie wollen Sie sie 
nach der ganzen zum Teil polemisch geführten Diskussion um eine Zwangsmit-
gliedschaft – und wie diese Begriffe alle heißen – jetzt in kürzester Zeit dazu brin-
gen, dass sie sich freiwillig umfänglich – so wie das geschildert wurde – registrie-
ren?

Anreizsysteme? – Wir sind nicht beim Blutspenden, wo man ein Päckchen Handtü-
cher oder etwas Ähnliches bekommt, wenn man sich registriert. Das ist ja nicht 
das, wohin wir wollen. Ich glaube, wir sind uns völlig einig, dass wir einen langfristi-
gen Prozess vor uns haben, in dem wir eine Akzeptanz schaffen müssen. Aber wir 
müssen aufhören, den Mythos der Freiwilligkeit hochzuhalten. Vielmehr müssen 
wir versuchen, die Aufwertung, die in einer Selbstverwaltung liegt, wirklich zu ver-
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sprachlichen. Wir können nicht argumentieren: Wir brauchen die gesamten Daten 
und müssen deshalb registrieren –, und zugleich sagen: Aber ihr müsst euch nicht 
registrieren, es muss freiwillig sein. – Das passt nicht zusammen. Wenn wir diese 
Pflicht wollen, dann müssen wir auch das Privileg, dass alle in der Vereinigung mit-
sprechen dürfen, damit verbinden.

Ich verstehe nicht, warum man mit dieser Selbstverwaltung und dieser Mitglied-
schaft aller so ringt. Zugleich will man ihnen aber sagen: Ihr seid alle verantwortli-
che Akteure, wir brauchen euer aller Expertise; Ihr sollt alle die Prozesse, die euch 
betreffen, mitgestalten; deshalb sollt ihr euch bitte alle registrieren, dann können 
wir euch informieren; dann können wir euch sämtliche Services einer Selbstverwal-
tung anbieten; dann müssen wir euch aber auch verpflichten, dass ihr Mitglieder 
werdet. – Eine freiwillige Pflichtmitgliedschaft ist für mich in sich widersprüchlich.

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Von einer freiwilligen Pflichtmitgliedschaft spre-
chen wir hier auch nicht, sondern wir sprechen von einer Registrierung, die ver-
pflichtend ist. Frau Prof. Giese, ich habe vorhin in den Raum gestellt, dass es für 
uns keine große Herausforderung war, 18.000 Praxisanleiter zu registrieren. Daher 
glaube ich nicht an die Unmöglichkeit, an diese Menschen heranzukommen. Wir 
kommen an die Kolleginnen und Kollegen durchaus heran. Wir sollten es tunlichst 
vermeiden – auch nach den Erfahrungen in anderen Bundesländern –, immer mit 
dem Thema "Pflichtmitgliedschaft und Pflichtbeiträge" irgendwo im Hinterkopf zu 
arbeiten; denn eines sollten alle gelernt haben: Die große Gruppe unserer Berufs-
kolleginnen und -kollegen kann mit dieser Begrifflichkeit und dieser Form der Ver-
pflichtung wirklich nichts anfangen.

Ich weiß nicht, wie viele Jahre wir in Bayern noch darüber diskutieren müssen, wel-
ches der richtige Weg ist. Ich bitte darum, den Weg, der hier in Bayern eingeschla-
gen wurde, auch aus der Berufsgruppe heraus zu gestalten. Wir sind auf einem 
langen Weg. Der wird auch in fünf Jahren nicht abgeschlossen sein. Ich glaube, 
den größten Erfolg für unsere Berufsgruppe selbst – das geht schon ein bisschen 
in die Beantwortung der Frage von Frau Enders – werden wir dann erzielen, wenn 
wir mal diese dogmatischen Kämpfe um den richtigen Weg hinter uns lassen und 
uns endlich gemeinsam an einen Tisch setzen und ein gemeinsames Ziel verfol-
gen.

SVe Dr. Andrea Kuhn (Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft Ludwigshafen): 
Ich wollte auf die Frage von Frau Waldmann eingehen, wie das mit der Ablehnung 
sein wird. Ich kann Ihnen aus Erfahrung berichten, dass es erst mal diese Pflicht 
war und nicht das Verbinden dahinter, warum denn; ich soll jetzt was. – Das war 
das große Problem in Rheinland-Pfalz. Ich habe die Gründungskonferenz zur Er-
richtung einer Pflegekammer in Rheinland-Pfalz geleitet. Ich habe unendlich viele 
Gespräche mit Pflegenden geführt. Wenn klar wurde, dass ich als Angehöriger 
eines Heilberufes eine Verantwortung gegenüber den Menschen mit Pflegebedarf 
habe – damit meine ich alle Patienten, Bewohner etc. –, dann wurde auch klar, 
was der Sinn dieser starken Selbstverwaltung ist, in der ich mitgestalten kann, in 
der ich meine Weiterbildungsordnung gestalten kann, in der ich meine Berufsord-
nung gestalten kann.

Auch in die Gestaltung der Berufsordnung in Rheinland-Pfalz war ich federführend 
involviert. Wir haben dort eine Umfrage gemacht. Wir haben geguckt, was die Pfle-
genden wollen und was sie akzeptieren können. Wir haben immer wieder Prozes-
se angestrengt, in denen wir mit den Mitgliedern in den Austausch gekommen 
sind. Das wurde sehr wertschätzend angenommen. Wir konnten sehr viel von der 
breit gefächerten Expertise all unserer Kolleginnen lernen. Das möchte ich nur 
sagen. Etwas, das nur Einzelne über die anderen hinweg machen, wird nicht funk-
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tionieren. Dann bekommen Sie genau die Probleme, die Sie beschreiben, Frau 
Waldmann.

Abg. Martin Mittag (CSU): Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich habe 
jetzt sehr interessiert zugehört und komme für mich zu dem Ergebnis, dass alle un-
sere Sachverständigen, die wirklich Profis in dem Bereich sind, einstimmig der Mei-
nung sind, dass eine Registrierung Verbesserungsmöglichkeiten schafft. Das wäre 
der erste Punkt. Wenn es nicht so sein sollte, bitte ich, dass derjenige, der anderer 
Meinung ist, noch einmal ein Statement dazu abgeben möchte, warum es nicht so 
ist.

Der zweite Punkt, den ich mitgenommen habe, ist, dass es noch Diskussionsbe-
darf beim Thema Datenschutz gibt, wobei der Landesdatenschutzbeauftragte – zu-
mindest war das vor unserer heutigen Anhörung zu lesen – generell kein grundle-
gendes Problem hat, sondern Vorschläge gebracht hat, die noch einzupflegen sein 
könnten; aber generell keine grundlegend ablehnende Haltung.

Und ich habe aus der Diskussion mitgenommen, dass das Thema Sanktionen 
noch geregelt werden muss. Ich höre von Berufsverbotsaussprache. Ich habe bis-
her noch nicht gelesen, dass das irgendwo steht oder der Sinn sein soll. Ich glaube 
auch, dass das der völlig falsche Ansatz wäre und wir das tunlichst unterlassen 
sollten. Es geht bis dahin, dass man, wenn man sich dann weiterbilden möchte, re-
gistriert sein muss. Das wäre übrigens bei vielen anderen Vorschlägen auch auto-
matisch so selbstverständlich.

Deswegen habe ich jetzt neben den ersten beiden Punkten bzw. Fragen noch die 
dritte Frage: Kann es vielleicht sein, dass das Problem wirklich auch unter unseren 
Experten das der Organisationsform ist? Ist das vielleicht wirklich das Thema? 
Liegt es daran, dass es die Vereinigung der Pflegenden ist und nicht eine Kammer, 
die sich jemand vielleicht lieber wünschen würde? Müssen wir jetzt am Schluss 
diskutieren, ob das Thema Vereinigung für einige Fachleute einfach nicht gangbar 
ist und wir deswegen keine Lösung finden? Ich habe ein bisschen das Gefühl, wir 
sind bei vielen Punkten nahe beieinander; doch kurz, bevor man dann den Satz zu 
Ende führt, muss man immer noch mal sagen: Aber die Vereinigung kann es nicht; 
denn da ist der Staat zu nahe mit dran oder dies oder das nicht.

Wenn der andere Vorschlag immer wieder die Kammer ist – auch wenn wir über 
diese heute nicht sprechen –, glaube ich, dass die Herausforderungen genau die 
gleichen wären, wenn sie nicht sogar noch ein Stück weit schwieriger wären für die 
einzelne Person, die in der Pflege tätig ist, aufgrund von Mitgliedsbeiträgen und 
sonstigen Geschichten, die noch on top kommen.

Zu diesen drei Fragen hätte ich gerne etwas von den Experten gehört, zumindest, 
wenn jemand sich jetzt angesprochen fühlt. Momentan habe ich das Gefühl, wir –
 auch die Experten – sind nicht mehr beim Thema für die Pflegenden, sondern wir 
sind mehr beim Thema "Wie sieht die Organisationsstruktur aus?", auch ein biss-
chen "Wie sehen die Muskelspiele unter den verschiedenen Institutionen aus?". 
Entschuldigung, aber das ist so mein Gefühl.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Erst einmal danke für das Zwischenfa-
zit. Das war eher ein Statement. Gibt es zum Thema Registrierung noch etwas? –
 Ich glaube, da war jetzt Konsens. Das wurde auch hier festgestellt. Das Thema 
Organisationsform wäre etwas für das Schlussplädoyer, dass jeder Sachverständi-
ge tatsächlich mal zu Wort kommt und dazu etwas sagen kann. Ansonsten neh-
men wir das als Zwischenfazit. Danke für die Zusammenfassung, lieber Martin.
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Abg. Andreas Krahl (GRÜNE): Eine konkrete Nachfrage zu den Ausführungen 
von Herrn Sigl-Lehner. Lieber Georg, du führst als Beispiel die 18.000 Praxisanlei-
ter:innen an, die ihr registriert habt. Die einfache Frage dazu: Kannst du mir sagen, 
wie viel Prozent der Praxisanleiter im Gesamten das in Bayern sind? Wie viel Pro-
zent der gesamten Praxisanleiter habt ihr registriert?

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Eine verlässliche Antwort darauf kann ich natürlich 
nicht geben. Aber es ist durchaus davon auszugehen, dass wir damit eine sehr 
große Zahl an Praxisanleitern erfasst haben. Wenn du einfach mal im Vergleich 
hochrechnest: Wir gehen davon aus, dass wir etwa 120.000 dreijährig ausgebilde-
te Pflegefachpersonen in Bayern haben. Davon haben sich jetzt knapp 18.000 bei 
uns als Praxisanleiter registriert. Dann ist davon auszugehen, dass wir damit im 
Verhältnis eine enorm hohe Anzahl an Praxisanleitern erfasst haben. Aber eine 
konkrete Zahl kann ich dir nicht nennen.

Abg. Andreas Winhart (AfD): Ich möchte an das anschließen, was Kollege Mittag 
ganz zum Schluss gesagt hat: dass wir hier im Moment eher um die Organisations-
begrifflichkeit ringen. Das ist ein bisschen schade. Eine berufliche Kammer macht 
im Endeffekt eine Pflichtmitgliedschaft und einen Pflichtbeitrag plus eine gesam-
melte Berufsgruppe aus. Das ist eine Kammer. Ob sie jetzt Kammer heißt oder 
Vereinigung oder Stammtisch oder was auch immer, ist eigentlich relativ egal. Das 
Wesen dieser Organisation an sich ist die Frage.

Ich würde gern noch von Frau Giese oder auch von den anderen wissen, wo der 
Mehrwert für die Pflegenden draußen ist. Wird dieser Mehrwert überhaupt ge-
wünscht? Abgesehen von dieser Registrierung, die wir von staatlicher Seite uns 
primär wünschen, um die Pflegepolitik zu verbessern, um im Notfall Zugriff auf 
Daten zu haben usw., wo ist der Vorteil für die Pflegenden draußen zu sagen: Ja-
wohl, ich muss da Mitglied werden, ich bin dabei? – Damit wir hier eben nicht in 
diese Reaktanz hineinkommen, damit wir uns nicht vorhalten lassen müssen: Ihr 
wollt bloß die Daten abgreifen. – Wo ist gerade das Spezifische für den Pflegeberuf 
zu sehen? Deswegen haben wir auch die Expertenanhörung zum Thema Pflege. 
Der Pflegeberuf unterscheidet sich für mich stark von einem freien Beruf draußen 
in der Wirtschaft, weil doch die meisten in einem Angestelltenverhältnis sind.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Noch mal, das ist im Themenspeicher. 
Wir werden es dann zur Schlussrunde beantworten. Ich würde jetzt alles andere 
besprechen. Wir kommen zu nichts Konkretem mehr, wenn wir jetzt dieses Thema 
noch machen. In der Schlussrunde machen wir es gerne.

Abg. Matthias Vogler (AfD): Eine kurze Nachfrage an die Experten: Wie schätzen 
Sie es ein, dass nach dieser Pflichtregistrierung oder freiwilligen Registrierung der 
Pflegeberuf attraktiver wird und wir mehr Personal bekommen und weniger pfle-
gende Personen aus dem Beruf drängen? Durch Corona hat man ja gesehen, wie 
viele rausgegangen sind.

Viele, die die Ausbildung gemacht haben, haben gesagt, sie sind nur Mitglied in 
der Vereinigung der Pflegenden geworden, weil sie zeigen wollten, dass sie ein 
paar mehr sind. Ein Bekannter von mir, der Praxisanleiter ist, hat gesagt, er hat ei-
gentlich von dieser Vereinigung gar nichts. Er hat sich da gemeldet, weil er es 
muss; aber einen Sinn sieht er darin nicht, und er hat danach auch nichts mehr von 
dieser Vereinigung gehört. Welchen Nutzen hat das denn? Wir wollen mehr Pflege-
personen haben und den Beruf attraktiver machen. Glauben Sie, es ist der richtige 
Weg, das Ganze mit so einer Pflicht, vielleicht auch mit Sanktionen, vielleicht auch 
mit einem Berufsverbot attraktiver zu machen?

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Empirisch müssen wir der Annahme wi-
dersprechen, dass es einen coronabedingten Ausstieg aus dem Beruf der Pflege 
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gab. Es gibt kein "Pflexit". Das ist empirisch durch nichts bewiesen. Es gab keinen, 
es gibt keinen. Der Pflegeberuf ist attraktiv. Wir haben eine stabile Ausbildungszahl 
in Bayern. Wir haben 2021 den höchsten Ausbildungsstand in Bayern gehabt.

Jetzt haben wir berufsdemografische Herausforderungen. Der Pflegeberuf ist – das 
sehen wir auch auf unseren Regionalveranstaltungen zum Monitoring – weiterhin, 
auch in der Arbeitsverwaltung, hochattraktiv, allerdings zu einem sehr großen Teil, 
auch in der Ausbildung, durch Zugewanderte. Ohne Zugewanderte würden wir die-
sen Beruf gerade in Ballungsgebieten nicht mehr auf dem Niveau halten können, 
das wir dringend brauchen.

Die Attraktivität kommt nie über die Pflicht, nie. Es sind intrinsische Motivationen, 
und es braucht Entfaltungsoptionen. Dafür steht Weiterbildung. Dafür steht aber 
auch ein sozial- und gesundheitspolitisch gut aufgestellter Staat, der dafür sorgt, 
dass Pflegende unter Bedingungen arbeiten können, die zuträglich sind.

Frau Waldmann, vielleicht noch zu Ihrem Punkt, wie es mit der Sanktion ist. Diese 
würde ich für die ersten fünf Jahre aussetzen. Das kann man tun.

(Ruth Waldmann (SPD): Es steht halt im Gesetz!)

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Jetzt machen wir hier einen Cut. Wie 
gesagt, kommen wir in der Abschlussrunde gern noch einmal auf alles zurück. 
Dann haben Sie die Möglichkeit, zu allem Stellung zu nehmen. Ich würde jetzt gern 
auf die Berufs- und Weiterbildungsordnung zu sprechen kommen, die gemeinsam 
mit einer Kommission erarbeitet werden soll. Da ist die Frage: Wie wird das bewer-
tet? Wie wird dieses Thema in dem Gesetzentwurf von Ihrer Seite bewertet?

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Ich glaube, worüber wir uns alle hier in dieser Ex-
pertenrunde wirklich einig sind – zumindest, wenn es von der pflegefachlichen 
Seite her betrachtet wird –, ist: Wir brauchen zwingend eine neue Fort- und Weiter-
bildungsordnung für die berufliche Pflege. Das ergibt sich zwingend aus dem Um-
stand, dass wir seit 2020 ein neues Pflegeberufegesetz haben, einen wirklichen 
Meilenstein. Ich glaube, wir sind uns auch darüber einig, dass mit der Neuausrich-
tung des Pflegeberufes ein ganz wichtiger Schritt zur Professionsentwicklung ge-
macht wurde. Aber dazu braucht es jetzt natürlich auch eine anschlussfähige Fort- 
und Weiterbildungsordnung. Die braucht es, aber nicht nur in Bayern, sondern in 
allen Bundesländern. Die braucht es auch auf Bundesebene. Wir sprechen von 
einem Bundesausbildungsgesetz. Wir haben größtes Interesse daran und sind be-
reits in der Zusammenarbeit mit anderen Bundesländern auf dem Weg, dass es 
hier eine Weiterbildungsordnung gibt, die natürlich landesrechtlich zu regeln ist, die 
aber anschlussfähig an andere Bundesländer ist und über die Bundesländer hin-
aus gilt.

Sie haben kurz das Thema Kommission angesprochen. Ja, dazu macht es Sinn, 
auch hier in Bayern im Rahmen der Kommissionsarbeit zu arbeiten. Worum wir auf 
alle Fälle bitten und wofür wir sehr stark plädieren, ist, dass man diese Kommission 
in der Zusammensetzung noch einmal genauer anschaut und die Besetzung auch 
deutlich erweitert.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Konkreter?

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Es gibt Akteure, die sich hier an dieser Diskussion 
zu beteiligen haben, die auch in der Kommission hierzu letztendlich miteingebun-
den werden sollen.
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SV Prof. Dr. Peter Baumeister (DHBW): Ich hätte jetzt eine Aussage zu dem kon-
kreten Gesetzentwurf, Artikel 2 Absatz 1 Satz 1, wo diese Nummer 6 eingefügt 
wird und es jetzt heißt, dass der Entwurf von der Vereinigung unter Beteiligung des 
Fachbeirats – also des Fachbeirats nach dem Pflege- und Wohnqualitätsgesetz – 
erstellt werden soll. Dieser Entwurf dient dann dem Staatsministerium, in welcher 
Form auch immer, und kann genutzt werden.

Eine berufsständische Vertretung hat typischerweise diese Aufgabe. Jetzt haben 
wir die Sondersituation der Vereinigung, und der muss man natürlich Rechnung 
tragen. Das heißt, die Vereinigung kann nicht aus sich selbst heraus allein diese 
Berufs- und Weiterbildungsordnung schaffen. Der Gesetzentwurf vermittelt schon 
den Eindruck, dass man an verschiedenen Stellen der jetzigen Vereinigung auch 
nicht die Kompetenz zuspricht, wenigstens einen eigenständigen Entwurf zu ma-
chen, sondern da muss gleich an erster Stelle im ersten Entwurf ein Fachbeirat 
hinzugezogen werden. Natürlich obliegt es dann auch dem Ministerium, inwieweit 
dieser Entwurf überhaupt irgendwie Einfluss hat. Das könnte man vielleicht sprach-
lich ein bisschen anders gestalten. Ich hätte hiernach schon den Eindruck, dass 
der Vereinigung die Kompetenz nicht ganz zugesprochen wird.

Mein Vorschlag wäre: Hinsichtlich der Beteiligung des Fachbeirats kann sich das 
Ministerium immer noch überlegen, wen es alles zur Beratung über den Entwurf 
der Vereinigung hinzuzieht. Mein Vorschlag wäre, dass man das ganz klar als Ent-
wurf der Vereinigung und von sonst niemandem darstellt. Die Vereinigung hat jetzt 
quasi dieses Vorschlagsrecht. Das ist die Ausgangsbasis für die Berufsordnung. 
Das würde eine Stärkung der Position der Vereinigung bedeuten, die ja insgesamt 
gewünscht ist, und damit auch eine Attraktivitätserhöhung, was Mitgliedschaften 
angeht.

SVe Prof. Dr. Constanze Giese (Kath. Stiftungshochschule München): Ich würde 
mich dem im Wesentlichen anschließen. Wir müssen auch hier noch einmal schau-
en, was das Gesetz will und was Nebendiskurse sind. Das Gesetz soll, wenn ich 
das richtig verstehe, die Pflege dahingehend stärken, dass sie eine starke – was 
immer "stark" heißen soll – Selbstverwaltung bekommt. Da kommt jetzt natürlich 
die Aufgabe auf die Selbstverwaltung zu, sich selbst eine Berufs-, Fort- und Weiter-
bildungsordnung jeweils vorzuschlagen. Man muss, wenn man es konsequent 
denkt, sofort darüber stolpern – das sagte auch der Kollege eben –: Warum wird 
ihr für die Langzeitpflege die Kompetenz nicht zugeschrieben? Ein Fachbeirat wird 
vorgeschrieben, den sie heranziehen muss. Für die Akutpflege kann sie es offen-
sichtlich; da braucht sie keine Unterstützung. Aber für die Langzeitpflege – so steht 
es in der Begründung zum Gesetz – soll jetzt dieser Fachbeirat hinzugezogen wer-
den, in dem eine bunte Mischung von Trägerinteressen und Ähnlichem ist.

Ich stelle mir das jetzt gerade im Vergleich zu einem anderen Heilberuf vor. Wenn 
man die Ärzte bitten würde, sich eine Berufsordnung zu geben, und sagen würde: 
Jetzt fragt mal die Krankenhausträger pflichtgemäß, dass sie euch beraten –, dann 
fänden sie das wenig komisch. Das ist kein Zeichen von Autonomie. Das ist kein 
Zeichen von Anerkennung. Im Gesetz geht es darum, die Berufsgruppe, die Pro-
fession anzuerkennen als einen Heilberuf mit Selbstverwaltung. Ich denke, dieser 
Punkt ist hier nicht gegeben. Da muss man nacharbeiten.

SVe Dr. Andrea Kuhn (Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft Ludwigshafen): 
Dem kann ich nur beipflichten. Eine Selbstverwaltung aller Mitglieder kann sich 
eine Berufsordnung und eine Weiterbildungsordnung geben. Ich möchte hier ein-
deutig widersprechen, dass es noch keine Ordnungen gibt, die gut sind. Ich bitte 
Sie alle darum: Sie können sich das von der Homepage der Landespflegekammer 
Rheinland-Pfalz, aber auch von der Homepage der Landespflegekammer Nord-
rhein-Westfalen herunterladen. Auch dort gibt es mittlerweile Weiterbildungsord-
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nungen, die sehr durchdacht sind von Kolleginnen und pädagogischen Fachexper-
tinnen, die das zusammengebaut haben. Auch die Berufsordnung ist dort 
durchdacht. Es ist ein Prozess, der zu der Pflege gehört und den die Pflege selbst-
verwaltet in eigener Gesetzgebung zu beschließen hat.

SV Prof. Dr. Markus Witzmann (Hochschule München): Ich würde gerne noch 
einmal darauf hinweisen, wie wir gestartet sind, um die Eckpunkte zu erarbeiten. 
Wir werden es in dem Prozess sehen, dass wir uns sehr stark an die Kammer-
merkmale angelehnt haben. Das sind die Kammermerkmale einer eigenständigen 
Berufsordnung, einer Weiterbildungsordnung, einer Selbstvertretung aus sich her-
aus mit einem hohen Partizipationsgrad etc.

Wir haben dann festgestellt, dass die Vereinigung das derzeit auch im gemeinsa-
men Wirken mit uns zusammen aus sich heraus gar nicht veranlassen kann. Sie 
braucht das Konstrukt des Ministeriums im Sinne einer Setzung einer Berufsord-
nung, einer Weiterbildungsordnung usw., weil sie bis dato nur für sich, für ihre Mit-
glieder, sprechen kann. Das ist so.

Ich schaue jetzt auf mich – es sind auch Kolleginnen aus anderen Kreisen da –: 
Ich war mal Leiter eines Vorstandsbereichs in einem Klinikunternehmen mit 
7.000 Mitarbeitern; davon waren 4.000 aus der Pflege. Ich habe auch keine Be-
rufsordnung für die Pflege aus meiner Klinik heraus für die gesamte Pflege in Bay-
ern gemacht.

Die Idee war, im Rahmen des Prozesses die beteiligten Akteure in der Vielfalt der 
Pflege, aus unterschiedlichsten Ebenen und Praxisfeldern, zusammenzuführen, 
das Know-how und die Erfahrung des Landespflegerats, der Akademisierung, der 
Professionalisierung über die Hochschulen und Universitäten, der Kolleginnen aus 
der Vereinigung der Pflegenden zusammenzuführen und gemeinsam zu wirken, 
damit es uns gelingen kann, eine Berufsordnung, eine Weiterbildungsordnung und 
einen Rahmen für eine Registrierung zu zimmern und zu erarbeiten, die dann best-
möglich zum Wohle der Pflege als Ganzes in Bayern beitragen.

Deswegen ist wieder mein Appell, deutlich zu machen: Nur im gemeinsamen Wir-
ken kann dies gelingen. Die Eckpunkte zeigen bis dato keine Umsetzung. Sie zei-
gen nur den Rahmen auf, der erforderlich ist und an dem wir gemeinsam arbeiten 
müssen, damit wir zu einer unabhängigen berufsständischen Vertretung kommen, 
die dann die Aufgaben in einem hohen Partizipationsgrad eigenständig wahrneh-
men kann. Das haben wir bis dato nicht. Das ist mir wichtig zu sagen.

Wichtig ist auch, dass es durch den gemeinsamen Prozess, den wir gegangen sind 
und der nicht einfach war und in dem es viele Diskussionen, Kritik und auch Pro-
bleme gab – aber so ist es nun mal in unserer Vielfalt und in der unterschiedlichen 
Historie –, eben trotzdem gelungen ist, einen gemeinsamen Rahmen herzustellen. 
Den Weg würde ich gerne weitergehen. Das ist unser Appell; denn ich glaube, 
dass sonst die weiteren Aktivitäten aus einem Bereich allein heraus verpuffen wer-
den. Wir werden nicht die ganze Vielfalt der Pflege in Bayern erreichen und schon 
gar nicht davon überzeugen können, dass sie diesen gemeinsamen Weg mit uns 
gehen.

Abg. Ruth Waldmann (SPD): Ich fürchte, dass es nicht alleine mit dem Prozess 
zu beantworten ist; denn natürlich stößt jeder, der den Gesetzentwurf liest, darauf, 
dass hier erstens ein Entwurf erarbeitet werden soll unter Zuhilfenahme einer Kom-
mission, die vom Ministerium besetzt wird. Zweitens ist es ein Soll-Entwurf, der 
auch – was wir nicht hoffen – in der Schublade verschwinden könnte.
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Wir haben so etwas mit einem sehr intensiven Prozess erlebt. Ich erinnere mal –
 gerade weil wir beide auch daran beteiligt waren – an den Entstehungsprozess 
des PsychKHG, des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes. Das war ein enormer Vor-
bereitungsprozess, an dem alle in einem langen Vorlauf beteiligt wurden, um das 
zu entwickeln, und nachher stand im Gesetzentwurf etwas ganz anderes. Es ist 
dann einigermaßen gelungen, manches noch zu mildern. Ich wollte nur sagen: 
Diese Gefahr besteht ja weiterhin.

In Bezug auf Verbindlichkeit und Eigenständigkeit ist die Frage: Als wie eigenstän-
dig wird die Vereinigung am Ende von den Pflegekräften wahrgenommen, die sie 
ja erreichen will und soll? – Das ist halt doch wachsweich, muss man ganz ehrlich 
sagen. Dazu würde mich die Einschätzung der Expertinnen und Experten interes-
sieren: Was schätzen Sie, wie das in der Praxis ankommt? Natürlich ist ein Eck-
punktepapier, das mit dem besten Wissen und Gewissen der Beteiligten zustande 
kommt, am Ende immer auch ein Minimalkonsens. Das geht vielleicht auch nicht 
anders, weil es ja unterschiedliche Interessen gibt. Aber am Ende ist die Frage, ob 
das auch wirklich das Beste und das ist, was die Pflegekräfte brauchen.

SV Prof. Dr. Markus Witzmann (Hochschule München): Ich würde darauf nur 
ganz kurz antworten. Deswegen war auch unsere Idee, dem Gesamten einen zeit-
lichen Rahmen zu hinterlegen, also dem Prozess, der mit der Reform eingeleitet 
wird, wieder einen zeitlichen Rahmen zu hinterlegen, um ganz deutlich zu machen: 
In diesem zeitlichen Rahmen der eben gesetzten fünf Jahre schauen wir uns das 
Ergebnis noch mal an, und es wird der nächste Schritt gegangen; um genau die-
sem möglichen Risiko eines Nichtwirkens, Nichtgeschehens schon zu begegnen.

SVe Dr. Marliese Biederbeck (Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK)): 
Ich kann nur unterstützen, was Herr Prof. Witzmann gerade gesagt hat. Wir haben 
natürlich in dem Reformausschuss darüber nachgedacht, wie dieser erste Schritt 
gegangen werden kann. Diese Eckpunkte sind für uns ein erster Schritt in Richtung 
Reform und Weiterentwicklung der Vereinigung, aber sie sind noch weit von dem 
entfernt, was wir uns tatsächlich vorstellen. Natürlich haben wir hier einen Minimal-
konsens geschaffen, gerade was den Fachbeirat angeht, der nicht im Eckpunkte-
papier stand. Das muss man ja auch klar sagen. Der ist zu einem späteren Zeit-
punkt hinzugekommen.

Wir sehen es ähnlich, wie Sie es gerade angesprochen haben. Ja, es ist keine 
wirkliche Eigenständigkeit. Aber so, wie die Vereinigung aufgestellt ist, wird sie 
diese Eigenständigkeit auch nicht erreichen können. Es braucht immer die Legiti-
mation durch einen Gesetzgeber dafür. Deswegen ist es auch nicht möglich, hier 
wirklich eigenständig eine Berufs- und Weiterbildungsordnung zu erstellen. Das 
wäre nur möglich, wenn wir eine Pflichtmitgliedschaft hinterlegt hätten und damit 
auch alle Fachpersonen in der Pflege Mitglied in dieser Vereinigung wären. Dann 
wäre die Legitimation gegeben. Dann könnte man diesen Schritt auch gehen, ei-
genständig zu entscheiden wie die Kammern in Rheinland-Pfalz oder Nordrhein-
Westfalen.

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Aus juristischer Sicht ist das völlig rich-
tig. Eine Berufsordnung kann in einer nicht vollständig als Selbstverwaltung organi-
sierten Körperschaft nicht durchgesetzt werden. Das ist klar. Nur sehe ich derzeit 
keine realistische Chance für diesen Weg. Da sind die Unterschiede.

Hinter dieser Kommission, die jetzt weiter vorgesehen ist, verbirgt sich aus meiner 
Sicht letztlich auch hier der dominante oder immer wieder aufscheinende Streit 
darüber, ob Pflegekammer oder andere Lösung. Das ist kein gutes Setting. Das 
hilft nicht wirklich weiter. Insofern würde ich dringend dafür plädieren, dass man, 
wenn man die Kommission beibehält – die Frage, ob man sie im Gesetz regelt, hat 
wahrscheinlich auch einen politischen Hintergrund –, erweitert; denn sonst verhär-
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tet sich das nur. Es war nicht unbedingt vergnügungssteuerpflichtig, was da und 
wie es diskutiert wurde. Das scheint mir kein zukunftsweisender Prozess gewesen 
zu sein.

Die Eigenständigkeit der Pflege wird im Wesentlichen nicht durch die Selbstverwal-
tung, sondern durch ihr übertragene Kompetenzen vermittelt. Das geschieht auf 
der Bundesebene über das Sozialleistungsrecht. Wir sind kurz davor, im Leistungs-
recht in SGB V und SGB XI eigenständige Leistungstatbestände für die Pflege zu 
schaffen. Das schafft eine völlig andere Ausgangssituation.

Frau Kuhn, Sie haben eine gute Weiterbildungsordnung. Diese wird aber überholt, 
sage ich Ihnen, weil Sie sich auf der Länderebene im Föderalismus nicht auf eine 
Weiterbildungskonzeption werden verständigen können. Darum wird das auf Bun-
desebene erfolgen; das diskutiert man auch gerade im BMG. Damit ist die Diskus-
sion in Bayern möglicherweise irgendwann "over". Das ist auch richtig. Die Ärzte 
haben auch eine Fachweiterbildung für Anästhesie in Bayern nicht anders als in 
Schleswig-Holstein. Ob man das verfassungsrechtlich noch dem Heilberuferecht 
zuordnet, im Pflegeberufegesetz unterordnet oder nicht, werden wir dann sehen. 
Aber da ist sehr viel Bewegung drin.

Ob das mit dieser Vorstellung, dass sich die Pflege unbedingt selbst verwalten 
muss, klug ist angesichts der sozialen und soziologischen Zusammensetzung der 
Pflegeberufe, über die man wirklich trefflich diskutieren kann, werden wir in den 
nächsten Jahren sehen. Möglicherweise wird es ganz andere Lösungen geben, 
wie wir sie aus dem Ausland kennen. Im Ausland kennen wir keine Pflegekammern 
in dieser Weise. Da kennen wir zum Teil übergreifende Organisationen der Selbst-
verwaltung für Gesundheitsberufe. Möglicherweise ist das weiser. Das werden wir 
sehen.

Dieser in Bayern eingeschlagene Weg – und ich bitte durchaus, einmal zu würdi-
gen, was die Vereinigung der Pflegenden fachlich gemacht hat – wird bundesweit 
sehr stark rezipiert. Da geht es um die Facharbeit, und die kommt mir hier irgend-
wie gar nicht zum Tragen. Es geht nicht um Mitgliedschaft, sondern es geht um 
den Ertrag. Und da muss ich wirklich sagen: Chapeau, auch Geschäftsstelle der 
Vereinigung! Da wird fantastisch gute Arbeit geleistet. Man kann hier stolz darauf 
sein, dass man eine Struktur geschaffen hat, die einen sehr hohen fachlichen Out-
come hat.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Zum Thema Legitimation besteht ein 
klarer Dissens. Den stellen wir hier fest; er ist jetzt festgehalten.

Ich möchte nur deutlich machen: Zur Berufs- und Weiterbildungsordnung haben wir 
den Fachbeirat nach Artikel 25 Absatz 3 des PfleWoqG. Es wurde aber manchmal 
von der Kommission gesprochen. Das ist die Kommission zur Weiterentwicklung 
der Pflegendenvereinigung, Artikel 4. Das sind zwei verschiedene Paar Stiefel. 
Das, was Sie, Herr Sigl-Lehner, gesagt haben, bezog sich auf die Kommission 
nach künftigem Artikel 4 des Pflegendenvereinigungsgesetzes.

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Es war zu befürchten, dass es leider wieder um 
die Diskussion "Kammer- oder Vereinigungsweg" geht. Ich bin über den Beitrag 
des Herrn Landtagsabgeordneten sehr froh gewesen, der es auf den Punkt ge-
bracht hat, indem er festgestellt hat: Wir haben auf der fachlichen Ebene einen 
ganz hohen Konsens. Letztendlich trennt uns, wenn man so will – das ist uns allen 
bekannt, die wir hier in der ersten Reihe sitzen –, eigentlich nur eine Frage. Das ist 
eine sehr dogmatische Frage, und sie nimmt leider auch hier sehr viel Raum ein. 
Ich bedaure das zutiefst.
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Nichts hält uns auf, sofort an den Inhalten des Eckpunktepapiers weiterzuarbeiten. 
Gar nichts hält uns auf. Die Tür steht offen; das haben wir immer gesagt. Wir kön-
nen uns in Arbeitsgruppen und auf der Arbeitsebene sofort zusammensetzen und 
auch Ihre Expertise, die wir sehr schätzen, mit hineinnehmen. Ich glaube, es nützt 
nur nichts, dass wir uns weiter mit der Frage beschäftigen, ob es in Bayern auch 
eine Kammer braucht. Sie ist in anderen Bundesländern mittlerweile mehrheitlich 
gescheitert. Es mag sein, dass das in Rheinland-Pfalz aufgrund anderer Gegeben-
heiten mehr oder weniger gut funktioniert. Ich habe aus familiär-persönlichen Grün-
den sehr enge Kontakte nach Rheinland-Pfalz. Ich sehe das nicht so wie Sie, aber 
egal. Ich denke, wir können gemeinsam für die beruflich Pflegenden ganz schnell 
gut nach vorne arbeiten. Aber wir müssen die Frage abtrennen, ob das jetzt die 
richtige Organisationform ist, ob wir eine Kammer brauchen oder nicht. Bitte lassen 
wir das außen vor.

Wir sollten uns die Zusammensetzung der Kommission noch einmal ganz genau 
anschauen und sie deutlich um andere Expertisen erweitern. Dafür appelliere ich 
ganz deutlich.

SVe Dipl.-Theol. (Univ.) Andrea Windisch (TH Rosenheim): Ich würde an dieser 
Stelle gerne allgemein noch etwas zum Gesetzentwurf sagen. Das ist mir wirklich 
ein Anliegen; denn bestimmte Stichworte sind schon mehrfach gefallen. Das 
schließt auch an die Diskussion um Berufsordnungen und Weiterbildungsordnun-
gen an.

Ich habe den Eindruck, wir haben einen Gesetzentwurf mit sehr vielen inneren Wi-
dersprüchen vor uns liegen. Er beinhaltet Kammerelemente, er beinhaltet die soli-
tären Eigenheiten der bisherigen Vereinigung. Das scheint Ausdruck einer offenen 
Diskussion zu sein.

Ich glaube, wir müssen konstatieren, dass wir gerade auch in der wissenschaftli-
chen Beschäftigung mit der Pflege sehr viele Begriffe zu klären haben. Wir haben 
sehr viel Grundlagenarbeit zu leisten. Bevor das nicht getan ist, wird jegliche Fest-
legung immer zu diesen Widersprüchen führen. Das ist zu befürchten. Wir haben 
eine Berufsgruppe, die aus ganz unterschiedlichen Richtungen kommt, auch welt-
anschaulich. Das ist eine deutsche Besonderheit. Das hat sich so entwickelt. Das 
haben wir vor uns. Es ist stark getragen von Verbänden und sehr, sehr unter-
schiedlichen Auffassungen, die dahinterstehen. Es gibt keinerlei Konsens, was 
Pflege ist. Es gibt keinen Konsens darüber, was der richtige Weg ist. Die Diskus-
sion ist, wie es Herr Sigl-Lehner gesagt hat und wie es auch andere schon ange-
sprochen haben, extrem verhärtet. Es gibt zwei Lager. Es gibt die einen und die 
anderen.

Wenn jetzt eine Kommission oder entsprechende Reformbemühungen dazu füh-
ren, dass man wieder miteinander redet, dann wäre das nur zu wünschen. Ich 
glaube, es wäre hier wirklich auch ein Punkt, diese Frage einer institutionalisierten 
Selbstverwaltung einmal ruhen zu lassen, Grundlagenarbeit machen zu lassen und 
Entwicklungen, die in den letzten Jahren massiv stattgefunden haben – etwa der 
Ausbau der Akademisierung, die Entwicklung eines völlig neuen Berufsbildes im 
Pflegeberufegesetz –, anzugehen und tatsächlich mal einen Stopp in dieser aus 
meiner Sicht hochproblematischen konfrontativen Entwicklung einzulegen, die sich 
hier auch widerspiegelt.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Das Schlusswort vor der Schlussrunde 
hat der Pflegebeauftragte der Staatsregierung, Thomas Zöller.

Abg. Thomas Zöller (FREIE WÄHLER): Das Schlusswort wollte ich jetzt eigentlich 
nicht sprechen. Ich wollte darauf eingehen, dass die Diskussion jetzt sehr viel um 
das Thema Vereinigung und Kammer usw. geht. Der Eindruck, den ich in den letz-
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ten Monaten gewonnen habe – ich habe sehr viele Gespräche mit Pflegekräften 
geführt –, ist, dass man eine starke Vertretung will. Das ist mal Fakt. Wie die Ver-
tretung dann genau aussieht oder wie sie heißt, ist, glaube ich, den Pflegekräften 
gar nicht so wichtig.

Jetzt in der Entwicklung sollte man unbedingt zusehen, dass man die Vorteile für 
die Pflegekräfte klarstellt, damit sie sehen – gerade vielleicht in der Berufs- und 
Weiterbildungsordnung –, dass sie da echte Vorteile haben. Wenn die echten Vor-
teile erkannt werden – andere Gewerkschaften stellen auch ihre Vorteile heraus –, 
dann hat man eben nicht nur diese Pflichtregistrierung, sondern über die Pflichtre-
gistrierung hinaus eine freiwillige Mitgliedschaft von ganz, ganz vielen Pflegekräf-
ten. Wenn wir uns ein bisschen mehr dafür engagieren, dass wir die Vorteile her-
ausstellen, können wir vieles verbessern.

Deswegen ist meine Frage, ob es echte Vorteile gibt, die wir vielleicht in diese Be-
rufs- und Weiterbildungsordnung mit hineinschreiben können, wie auch immer. Das 
wäre dann eine Geschichte der Kommission oder eine Geschichte der Weiterent-
wicklung der Vereinigung der Pflegenden in Bayern. Darauf sollte man das Augen-
merk legen.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Ich würde jetzt bei Herrn Prof. Witz-
mann beginnen und ihn um seine Eindrücke von dem, was er heute hier gehört hat 
und er noch dazu sagen wollte, bitten. Sie hatten sich schon zu Wort gemeldet. 
Dann würde ich der Reihe nach durchgehen, damit heute bitte wirklich jeder zu 
Wort kommt, um seine Eindrücke darzustellen und um die Fragen, die noch im 
Raum stehen – wie die Frage von Herrn Winhart – vielleicht auch im Licht der 
Wortmeldung von Martin Mittag zu beantworten.

SV Prof. Dr. Markus Witzmann (Hochschule München): Ich möchte das Vorherige 
gern noch einmal bekräftigen. Ich glaube, wir sind einen sehr guten, wenn auch kri-
tischen Weg gegangen. Wir haben Eckpunkte vorgelegt, die zu einer gemeinsa-
men inhaltlichen Ausprägung einladen. Ich sage, sie sind gemeinsam und inhaltlich 
auszuprägen. Da schadet das Spannungsfeld zwischen Kammer und Nicht-Kam-
mer oder wie auch immer erst einmal gar nicht, sondern es lädt zur Diskussion ein 
und dazu, eben genau abzuschätzen: Wo liegen Vorteile in der jeweiligen Kon-
struktion, und wie können wir das Bestmögliche in Bayern für unsere Kolleginnen 
und Kollegen in der Pflege herausarbeiten? Wir haben da viele Baustellen. Die 
Punkte Registrierung, Weiterbildungsordnung und Berufsordnung bilden genau 
den Schwerpunkt, den Rahmen mit ab.

Wir wollen das gemeinsam inhaltlich bearbeiten. Wir sehen den Weg im gemeinsa-
men Tun, und da schätzen wir die Kolleginnen, natürlich auch die der Vereinigung 
der Pflegenden in Bayern. Deswegen sind wir sehr dafür, dass die Kommission ge-
stärkt wird, dass wir Arbeitsgruppen schaffen, in denen man sich genau dieser in-
haltlichen Ausprägung widmen kann und das als gemeinsamen Reformprozess 
auch im Sinne des Gesetzgebungsverfahrens strukturell hinterlegt, und dass wir 
uns nach fünf Jahren wieder anschauen: Wo sind wir? Was haben wir gemeinsam 
erreicht? Wie ist es uns gelungen, die Pflege als Ganzes zu stärken?

SVe Prof. Dr. Anita Hausen (Kath. Stiftungshochschule München): Ich kann mich 
dem letztendlich anschließen. Der Weg ist für mich das Ziel. Wie kommen wir da 
hin? – Die Zielgruppe sind für mich die professionell Pflegenden. Sie sollten wir bei 
all den Dingen, die wir hier tun, berücksichtigen und nicht vergessen. Das heißt, 
die Perspektive ist für mich die entscheidende.

Ich finde den Reformprozess sehr wichtig, und genauso wichtig finde ich die Aus-
einandersetzung, die wir in dem Ausschuss geführt haben und die wir gegebenen-
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falls auch in der Kommission weiterführen. Diese Auseinandersetzung – versus 
Vereinigung und versus Kammer – ist für mich ein ganz wichtiger Punkt. Wir haben 
in einer kurzen Zeit Eckpunkte vorgelegt. Das war ein Zeitraum von noch nicht ein-
mal einem Jahr. Das darf man auch nicht vergessen. In dieser kurzen Zeit haben 
wir schon sehr viele kontroverse Diskussionen geführt. In Bezug auf die Zielper-
spektive, was wir für die Pflegenden wollen, sind wir auf dem gleichen Weg. Nur 
wie wir da hinkommen, das wird zum Teil unterschiedlich gesehen. Diese Ausein-
andersetzung muss weitergeführt werden.

Für mich stellt sich immer die Frage: Was haben die Pflegenden von diesem Ge-
setz? Diese Frage habe ich auch, und die kann ich an manchen Stellen noch nicht 
so ganz beantworten. Ich hoffe auf die Kommission und darauf, dass wir diesen 
Reformprozess weiter gemeinsam führen können, um das noch stärker hervorzu-
heben.

SV Prof. Dr. Peter Baumeister (DHBW): Ich würde zu drei Punkten noch einmal 
ganz kurz etwas sagen. Das eine war jetzt gerade das Thema der Berufs- und 
Weiterbildungsordnung. Ich denke, hier ist nach dem aktuellen Gesetzentwurf ein 
bisschen die Chance vertan, die Vereinigung weiter zu stärken. Auch wenn natür-
lich klar ist, dass diese Berufsordnung nicht abschließend von der Vereinigung 
selbst erlassen werden kann, sondern dass es einer rechtlichen Regelung durch 
das Ministerium bedarf, kann man trotzdem den Entwurf ausschließlich und allein 
von der Vereinigung machen lassen. Das würde auch nach außen hin eine Stär-
kung bedeuten. Die Formulierung in der Begründung des Gesetzentwurfs, dass 
das Ministerium das dann nutzen soll, ist sehr dünn. Es würde in einem Gesetzge-
bungsverfahren vonseiten des Ausschusses sinnvoll erscheinen, da eine schärfere 
Formulierung einzubauen; denn das wirkt sich nachher auch auf die Interpretation 
dieser Regelung aus.

Der zweite Punkt betrifft die Registrierung. Die Registrierung kann Vorteile haben. 
Allerdings halte ich das so, wie es jetzt hier diskutiert wird, als wäre es vollständig 
möglich – mit Pflicht oder ohne Pflicht –, für absolut undenkbar. Sie wird nicht dazu 
führen. Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine Kammer, also eine automatische 
Mitgliedschaft, und nicht mal die Hälfte der Mitglieder ist registriert. Es gibt in der 
Kammer in Nordrhein-Westfalen bis 2027 nicht einmal einen Beitrag. Da sind also 
alle Hürden abgebaut, alle sind schon Mitglieder in dieser Kammer, und trotzdem 
lässt sich nicht mal die Hälfte registrieren. Anzunehmen, dass das mit einer Pflicht 
funktionieren soll hier in dieser Vereinigung, halte ich für illusorisch. Wenn man von 
Rechtspflichten ausgeht, sollte man sie ernst nehmen und nicht von vornherein 
sagen: Die werden wir sowieso nicht durchsetzen. – Den Aspekt, dass man berufs-
rechtliche Schritte einleiten will, sollte man ganz dringend aus den Materialien eli-
minieren. Ich würde dem Ausschuss empfehlen, klar zu sagen, dass das nicht die 
Konsequenz sein kann.

Der letzte Punkt: Kammern sind keine Lösung des Themas in der Pflege. Wir 
sehen das in allen Bundesländern. Der Freistaat mag irgendwie eine Sonderstel-
lung einnehmen; trotzdem wird das Thema "Kammer in der Pflege" bei einem Be-
rufsstand, der nicht traditionell als freier Beruf aufgestellt ist, sondern in dem es 
ganz andere Ausgangsbedingungen gibt, keinen durchschlagenden Erfolg haben. 
Deshalb ist die Vereinigung aus meiner Sicht ein interessanter und guter Weg. Man 
muss ihn mit langem Atem gehen. Das haben alle schon gesagt. Das geht nicht in 
kurzen Augenblicken und mit einem schnellen Gesetz – jetzt wird das Ganze wirk-
sam –, sondern das ist ein langwieriger Prozess, bei dem man die Pflegefachper-
sonen davon überzeugen kann und muss, dass sie Vorteile haben, dort Mitglied-
schaften zu erreichen, dass sie dort mitreden und dann auch wirklich etwas 
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bewirken können. Insofern halte ich die Diskussion, ob jetzt eine Kammer eine 
bessere Lösung ist, eigentlich für obsolet.

SVe Dr. Marliese Biederbeck (Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK)): 
Dann steige ich jetzt mal da ein, wo Sie aufgehört haben. Das sehe ich ganz an-
ders. Aber das ist auch noch mal ein anderer Aspekt. Ich glaube, dass auch die 
Politik und die Regierung hier in die Verantwortung genommen werden müssen; 
denn wenn es darum geht, die Attraktivität des Berufes zu steigern, dann haben 
wir hier nicht nur die Frage, ob es eine Vereinigung oder eine Kammer sein soll, 
sondern es geht auch um die Frage, wie wir langfristig die Versorgung der Bürge-
rinnen und Bürger sichern können. Das ist Aufgabe von Kammern eigentlich, 
darum geht es bei Kammern. Da hat auch die Politik eine Verantwortung, darauf zu 
schauen und zu sagen: Was müssen wir dafür tun, damit das wirklich geregelt 
wird? – Dann überträgt die Politik die Verantwortung an eine Berufsgruppe. Die Be-
rufsgruppe ist damit in der Lage, selber diese Verantwortung wahrzunehmen und 
eine eigene Berufs- und Weiterbildungsordnung zu erstellen, die das gewährleistet. 
Das ist der Sinn dahinter.

Dieses Papier, das wir jetzt vorliegen haben, der Gesetzentwurf, ist ein erster 
Schritt in diese Richtung. Das haben wir in einem Diskussionsprozess gemeinsam 
erarbeitet. Ich möchte sehr dafür werben, diesen Diskussionsprozess fortzuführen 
– auch im Rahmen einer Kommission – und für die Weiterentwicklung sofort eine 
Frist festzusetzen und zu sagen, dass spätestens dann wieder darauf geschaut 
werden muss, welches die nächsten Schritte sind, um diese Vereinigung weiterzu-
entwickeln. Das wäre mein Plädoyer.

SVe Prof. Dr. Constanze Giese (Kath. Stiftungshochschule München): Ich möchte 
direkt auf das Gesetz zurückkommen – wir sprechen ja über das Gesetz und nicht 
über die Großwetterlage in der Pflege an sich –: Wo ist hier tatsächlich Nachbesse-
rungsbedarf? Über Registrierung möchte ich jetzt nicht noch mal sprechen.

Wir haben die Kommission. Die Kommission ist ein zentrales Element dieses Ge-
setzes, obwohl sie eine Kann-Regelung ist; sie kann, muss aber nicht. Diese Kom-
mission müsste meiner Ansicht nach, wenn sie denn einen Nutzen für die Professi-
on schaffen soll, ganz klar durchdacht sein. Hier sind jetzt verschiedene Akteure 
genannt – die Landes-Dekanekonferenz, der BLPR, die VdPB –, und es ist ein 
eher diffuser Aufgabenkreis im Gesetz beschrieben. Die sollen jetzt evaluieren und 
irgendwie weiterentwickeln. Sie sollen nicht die Berufsordnung entwickeln. Das ist 
an anderer Stelle geregelt. Da muss man wirklich das Gesetz, über das wir spre-
chen, auch einmal genau lesen.

Evaluation heißt für mich: Es ist ein Unterschied, ob jemand sich selbst evaluiert. 
Das würde die VdPB machen; denn es geht um die Stärkung der Vereinigung, 
nicht um eine Kammer. Das Gesetz will die Vereinigung stärken; die sieht es als 
die künftig starke Selbstverwaltung.

Wenn jetzt Landes-Dekanekonferenz, Bayerischer Landespflegerat und vielleicht 
auch noch fünf andere agieren – ich sehe schon wieder die Arbeitgeber mit am 
Tisch sitzen; aber vielleicht haben Sie das nicht gemeint –, ist die Frage: Wie sol-
len die sich denn verständigen in einer Mischung aus Selbst- und Fremdevaluati-
on, wenn die Politik ihnen nicht vorgibt, wo das Ziel ist? Dass sie sich bei dem Ziel-
horizont nicht einig sind, ist ja hinlänglich beschrieben. Darüber besteht Einigkeit. 
Man ist sich im Zielhorizont nicht einig. Die eine Seite will eine Verkammerung im 
Heilberufe-Kammergesetz, die andere Seite will eine Freiwilligkeit. Die Politik kann 
diesen Konflikt nicht in die Kommission verlagern, sondern sie muss, wenn sie eine 
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Kommission haben will, selber sagen, was evaluiert werden soll, was das Ziel sein 
soll, wer welchen Auftrag hat.

Die Landes-Dekanekonferenz vertritt eine pflegewissenschaftliche Perspektive –
 ich sage mal – mit dem Service, dass wir uns da alle abstimmen; aber es ist eine 
pflegewissenschaftliche Perspektive. Wir sprechen nicht legitimiert für die Professi-
onsangehörigen, obwohl wir das zum Teil sind. Das können wir an anderer Stelle, 
aber nicht als Landes-Dekanekonferenz. Der BLPR spricht für einen nicht unerheb-
lichen Anteil der organisierten Pflegefachkräfte. Das tut die Vereinigung auch. Da 
sind sie gleich auf, nicht in Bezug auf die Anzahl, nicht in Bezug auf die Vielfalt, 
aber in Bezug auf die Legitimation. Da muss man noch mal genau hinschauen.

Schauen Sie sich die Kommission, deren Beschreibung und Aufgaben noch mal 
an. Ich glaube, dann haben wir in fünf Jahren auch etwas, worüber wir reden kön-
nen. Sonst werden wir die nächsten fünf Jahre, gutmütig wie wir sind, damit ver-
bringen zu versuchen, unsere Ziele selbst zu finden. Das führt aber nicht sehr weit.

Eines am Diskurs gefällt mir gar nicht. Das ist, dass es, wenn man die Frage der 
Heilberufekammer für Bayern aufmacht, ein dogmatischer Punkt sein soll. Ich glau-
be, hier sind wir bei der Pragmatik; denn es geht genau darum: Was kann eine 
Selbstverwaltung leisten, wenn sie keine Kammer ist, sondern ein freiwilliger Ver-
ein? Und was kann eine Selbstverwaltung leisten, wenn sie eine Kammer ist? Das 
ist keine dogmatische Frage, sondern das ist eine pragmatische und legitimatori-
sche Frage. Darum läuft sie immer mit. Das hat Konsequenzen für die Bürokratie, 
für Zusatzregelungen, für Beliebigkeit oder eben Nicht-Beliebigkeit von Aufgaben, 
die man übertragen kann oder nicht. Daher würde ich davor warnen, das als eine 
dogmatische Diskussion anzusehen, sondern es ist eine pragmatische Diskussion: 
Was soll diese Selbstverwaltung leisten können? Sie kann etwas anderes leisten, 
wenn sie eine Heilberufekammer ist, als wenn sie ein Verein als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ist.

Vielleicht darf ich kurz noch einen Punkt ansprechen. Ich glaube, dass das Thema 
der Freiwilligkeit völlig fehlgeleitet registriert wird, auch in der Profession; denn die 
Freiwilligkeit ist eine Abwertung für die Profession. Sie ist nicht so wichtig wie die 
Heilberufe, die verkammert sind. Das einzelne Individuum muss nicht erreichbar 
sein. Das einzelne Individuum muss nicht informiert werden. Das können alle frei-
willig. Wir wissen aber zugleich, dass sie das eben nicht tun. Das wurde oft genug 
angesprochen. Ich glaube, dass hier ein ganz unglücklicher Zungenschlag in der 
Diskussion ist. Ich glaube, man kann die Akzeptanz gewinnen, wenn man der Pro-
fession sagt: Du bist als Heilberuf anerkannt, deshalb wollen wir dich registrieren; 
du sollst bitte mitreden, weil wir deine Expertise brauchen. – Das wäre für mich die 
Message, die besser ist, als mit einem Mitgliedsbeitrag von 9,80 Euro oder ähnlich 
zu argumentieren. Das halte ich für unterkomplex. Das sollte man nicht tun.

SV Rainer Michael Ammende (München Klinik Akademie): Ich würde gerne noch 
etwas anfügen zu dem, was gesagt wurde, dem ich mich gut anschließen kann. Ich 
war viel im Ausland und habe dort Kammern und deren Wirken erlebt. Da muss 
man gar nicht weit fahren. Interessant war, dass die Leute im Großen wirklich stolz 
auf diese Organisation waren und sich mit ihrer Profession darin auch gesehen 
haben. Ich glaube, dass wir hier in Deutschland eine Diskussion führen, die viel-
leicht noch mit anderen Blickwinkeln genährt werden müsste, um positivere Bei-
spiele als diese Dramen aus Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein immer 
wieder anzugucken und aufzuwärmen. Es gibt auch sehr positive Dinge.

Ich verstehe, dass die Vereinigung, deren Gründungsmythos es ist, die Antikam-
mer zu sein – also eine Vereinigung, die eben nicht eine Kammer ist –, jetzt als 
Modell weitergeführt werden soll. Das sehe ich auch in dem Gesetzentwurf. Für 
mich ist wichtig, dass eine Registrierung durchkommt und dass wir wissen, wie 
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viele Fachkräfte wir haben, wie sie qualifiziert sind und wie man die Prozesse steu-
ern kann. Für mich ist wichtig, dass es eine Fachweiterbildungsordnung gibt, die 
bundesweit anschlussfähig ist – ein bisschen international wäre auch nicht 
schlecht –, und dass wir in den Bereichen Schritte nach vorne gehen. Diese Dis-
kussion zur Frage, wie man die Berufsgruppe organisieren muss, kann man sicher 
weiterführen und schauen, ob man da mittelfristig einen Konsens findet.

Ich möchte noch auf eine Sache hinweisen: 1977 haben wir mit Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland entschieden, dass es eine generalistische Ausbildung 
in Europa gibt. 2020 haben wir angefangen umzusetzen. Wir haben 1972 im Bun-
destag Vorbehaltsaufgaben in der Pflege diskutiert im Vorgriff auf die Reform auf 
EU-Ebene. Wir haben das 2008 ins Gesetz gefasst, Ulla Schmidt. Danach: bis 
heute nichts. Wir haben das zwar in den Gesetzen stehen; aber was hat das für 
eine Wirkung in der Realität bei uns auf den Stationen? 2024 sind wir noch nicht 
klar. Wenn Sie viele Pflegekräfte fragen würden: Hör mal, was sind denn Vorbe-
haltsaufgaben und was machst du heute damit? –, was würden Sie für Antworten 
bekommen?

Deswegen noch mal: Ich schließe mich Ihnen, die Sie hier Ihre Beiträge gegeben 
haben, an. Ich glaube, es hängt auch an der Eindeutigkeit in der Politik, eine Positi-
on zu definieren und zu sagen: Da geht es jetzt hin, das wird jetzt umgesetzt, auch 
wenn es Widerstände gibt. – Die Widerstände müssen wir in der Gesellschaft ernst 
nehmen. Bei uns in der modernen Gesellschaft sehen wir ja, wie die Positionen 
schiften, wie Leute sich unterhalten und Diskurse immer schwieriger werden. Ich 
verstehe sehr gut, dass Sie da vorsichtig sind. Trotzdem geht es hier um die Pa-
tienten und die Bewohner.

Wenn wir uns das Drama anschauen, das wir im Moment auf den Stationen in 
allen Einrichtungen sehen, wenn wir anschauen, wie Patienten beschädigt werden 
durch den Mangel, durch die Not, durch die mangelnde Qualifizierung und, und, 
und, dann müssen wir jetzt nicht mehr lange hintun, sondern wirklich auch mal 
"Butter bei die Fische" geben. Mein Anliegen wäre, dass ich in meinem Berufsle-
ben, nach 52 Jahren Tätigkeit, jetzt noch erlebe, dass etwas vorangeht. Dafür wäre 
ich Ihnen sehr dankbar.

SVe Dr. Andrea Kuhn (Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft Ludwigshafen): 
Ich möchte an das anschließen, was Herr Ammende gerade gesagt hat. Ich möch-
te immer den Blick weiten. Warum sitzen wir hier? Es geht um die Menschen mit 
Pflegebedarf. Schwester Basina hat mal gesagt, wir sollen nicht über die Pflege 
reden, sondern mit den Pflegenden. In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
einmal betonen, dass Pflege ein Heilberuf ist und besondere Rechte und Pflichten 
gegenüber der Bevölkerung hat. Es geht um Verantwortung. Das ist die Verantwor-
tung für die Sicherung der pflegerischen Versorgung.

Deshalb regelt die Bundesrepublik Deutschland das im Pflegeberufegesetz, und 
zwar von der Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung bis hin zu der Steue-
rung des Pflegeprozesses, den sogenannten vorbehaltenen Tätigkeiten. Das neue 
Gesetz erzeugt auch endlich die lange geforderte Konformität zur Lissabon-Charta, 
zur Richtlinie 2005/36.

Damit dem Heilberuf Pflege die Sicherung der pflegerischen Versorgung der Bevöl-
kerung gut gelingen kann, ist ihm, wie allen anderen Heilberufen auch, die Selbst-
verwaltung und eigenständige Regelung der beruflichen Angelegenheiten zu über-
tragen. Auch das ist EU-rechtlich legitim.

Meistens reden wir in diesem Fall von Kammern. Ob es jetzt Kammer oder Vereini-
gung heißt, ist mir persönlich egal. Die Selbstverwaltung eines Heilberufs ist nur 
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dann demokratisch legitimiert, wenn alle Berufsangehörigen Mitglied der Institution 
sind. Der Weg der Partizipation muss das Ziel sein. Hier ist oft genug angeklungen, 
dass man die Pflegenden mitnehmen muss. Nur dann kann es gelingen. Pflege-
kammer oder Pflegeselbstverwaltung müssen wir lernen, und zwar alle, die gesam-
te Berufsgruppe. Dann kann es gelingen, dass Pflegefachpersonen in ihrer Ge-
samtheit über Expertenwissen verfügen, das die zu den Bedarfen der Menschen 
mit Pflegebedarf passende Berufsausübung sichert.

Zur Sicherstellung hoher Pflegequalität normieren die Heilberuflerinnen selbst ihre 
Berufsordnung. Sie schaffen eigenständig eine am Bedarf orientierte Fortbildungs-
ordnung, in der das pflegerische Wissen permanent auf aktuellem Stand gehalten 
wird, damit wir solche Situationen, wie Sie sie eben beschrieben haben, in Zukunft 
vermeiden können. Gründend auf der Expertise geht es darum, eigenverantwort-
lich Weiterbildungen zu kreieren, die die komplexen Bedarfe der Bevölkerung auf-
nehmen können – viele, insbesondere auch präventiv ausgerichtete Bedarfe. Prä-
vention und Gesundheitsförderung sind in Deutschland noch gar nicht mitgedacht. 
Das ist in dem Pflegekompetenzgesetz von Herrn Lauterbach jetzt drin. Das ist 
auch sehr gut.

Im Sinne der Advocacy vertreten Pflegefachpersonen die Bedarfe der Menschen 
mit Pflegebedarf im komplexen Gesundheitssystem gegenüber der Politik und der 
Gesellschaft. Diese Bausteine schaffen Räume der Ermöglichung und der Umset-
zung der pflegerischen Berufsethik zum Wohle der Menschen mit Pflegebedarf im 
fachlichen Arbeitsbündnis mit den Pflegefachpersonen. All dies und noch viel mehr 
läuft zusammen im ethischen Mandat der Pflege und in ihrer Verantwortung für die 
Gesellschaft in der Bundesrepublik, in Rheinland-Pfalz und auch in Bayern.

SV Prof. Dr. Thomas Klie (zze Freiburg): Frau Kuhn, ich darf an Ihre Aussage an-
schließen. Ob Vereinigung – weiterentwickelt oder so, wie sie bisher gearbeitet hat 
– oder Kammer: Die Legitimation ergibt sich einzig und allein aus dem Gesichts-
punkt des Gesundheitsschutzes. Das muss man sich immer wieder in aller Be-
scheidenheit deutlich machen. Es geht nicht darum, dass die Pflege sich selbst be-
dient, sondern es geht nur – das ist die einzige Legitimation – um den wirksamen 
Gesundheitsschutz und die große Herausforderung, die gesundheitliche Versor-
gung im demografischen Transformationsprozess hinzubekommen. Da weiß ich 
nicht, wie uns das gelingen soll. Da ist im Übrigen das Thema "Kammer oder Ver-
einigung" wirklich nur ein Nebenschauplatz.

Herr Baumeister, ich stimme vielen Ihrer handwerklichen Nachjustierungsvorschlä-
ge zu, ohne sie jetzt noch einmal aufgreifen zu wollen. Das kann man, glaube ich, 
noch stärker in Richtung Stärkung der Vereinigung ausgestalten. Auch das, was 
Sie handwerklich sonst angedeutet haben, finde ich bedenkenswert, und man 
könnte es gegebenenfalls im weiteren Gesetzgebungsprozess noch aufgreifen.

Ich möchte noch einmal betonen – Sie haben es eben auch getan, Frau Kuhn –: 
Wir müssen die Kontexte in den Blick nehmen. Was geschieht auf Bundesebene, 
und was müssen wir dringend, Herr Seidenath, auch auf Landesebene tun, um die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten? Da ist unmittelbarer Handlungsbedarf, 
und da ist es ziemlich egal, ob man sich in der Kommission noch über diesen oder 
jenen Weg streitet oder nicht. Das ist unproduktiv, bezogen auf die Gesamtversor-
gungssituation. Hier müssen wir sehr viel mehr Effizienz hinbekommen und nicht 
möglicherweise noch lauter Einzelwege konfigurieren in der föderalistischen Mehr-
sprachigkeit.

Das möchte ich auch sagen: So ein bisschen Respekt vor dem Souverän ist auch 
angezeigt. Der Landtag hat das beschlossen. Ich finde es bemerkenswert, dass 
die Berufsgruppe, die vom Staat jetzt offenbar etwas anderes will, diesen Souverän 
nicht richtig akzeptiert, sondern sagt: Da müssen wir eigentlich immer noch in Op-
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position gehen zu dem, was der Landtag beschlossen hat. – Das finde ich bemer-
kenswert. Bis hin zur nicht vorhandenen Kooperationsbereitschaft mit einer vom 
Landtag beschlossenen Körperschaft mit gesetzlich übertragenen Aufgaben.

Was die Legitimation anbelangt, Frau Giese, bin ich bei Ihnen, nur bei der Pragma-
tik nicht. Wir kriegen das nicht hin. Drei zu dreizehn haben wir. Ich habe viel mit 
anderen Bundesländern zu tun. Keiner macht sich im Augenblick auf den Weg, und 
die Diskussion in Bayern ist alles andere als förderlich; man zeigt: Wenn wir uns 
auf einen dieser Wege machen, dann kriegen wir weitere Probleme.

Insofern würde ich sagen, dass das auch mit der Kommission keine gute Idee ist; 
denn die Kommission integriert diesen Dauerstreit in die Vereinigung. Warum der 
Gesetzgeber das macht? Zur politischen Befriedung? – Keine Ahnung. Funktional 
ist es nicht. Man kann sagen: Wir gehen diesen Weg, wir gehen ihn weiter, er kann 
sich ja weiter in Richtung Kammer entwickeln. – Das ist ja gar keine Frage; denn 
natürlich muss es darum gehen, möglichst viele auf dem Weg der Selbstverwal-
tung mitzunehmen. Aber diese Diskussion in das Konstrukt aufzunehmen, ist ge-
setzgebungstechnisch völlig untypisch. Ich würde darauf verzichten. Aber das ist 
jetzt meine nicht maßgebliche Meinung. Einen langen Atem brauchen wir in jedem 
Fall. Das ist auch schon mehrfach gesagt worden.

Ich möchte an die extremen Herausforderungen erinnern, die uns ins Haus stehen. 
Ich finde, da ist die Diskussion, die wir hier zum Teil führen, letztlich auch sehr 
selbstbezogen und nicht gesundheitspolitisch und strategisch wirklich wirksam.

Im Übrigen ist es nicht Aufgabe von Kammern, die Versorgung sicherzustellen. 
Auch die Ärztekammer hat keinen Versorgungsauftrag. Das stimmt einfach nicht. 
Der Sicherstellungsauftrag liegt bei den Sozialleistungsträgern. Das ist eine sozial-
staatliche Angelegenheit und nicht Aufgabe der Kammer. Auch die Ärztekammer 
hat keine Funktion der Versorgungssicherheit. Das ist schlicht falsch. Insofern soll-
te man das auch strukturell so einordnen, wie sich das einzuordnen gehört.

Ich wünsche der Vereinigung, dass sie den fachlich guten Weg weiter mit Unter-
stützung und mit noch mehr Autonomie gehen kann und dass sie – da bin ich bei 
Ihnen, Frau Kuhn – in eine echte Selbstverwaltung hineinwächst. Nur, wie die kon-
figuriert sein wird auf dem deutschen Weg – – Wenn Sie auf England, auf Amerika, 
auf die USA verweisen, müssen Sie sehen, dass da völlig andere Grundstrukturen 
mit einem völlig anders strukturierten und nicht so asymmetrischen Verhältnis der 
unterschiedlichen Berufsgruppen im Gesundheitswesen gewesen sind. Wo wir uns 
in 15 Jahren wiederfinden, weiß ich nicht. Aber wir sollten uns nicht zu sehr in 
einen Binnendiskurs verstricken. Das ist nicht stärkend für die Pflege in Deutsch-
land.

SV Georg Sigl-Lehner (VdPB): Mit Blick auf die Uhr werde ich es jetzt tatsächlich 
etwas kürzer machen. Es war ja heute Anhörung im Ausschuss. Ich bitte die Abge-
ordneten, auch unsere schriftlichen Ausführungen, in denen wir sehr dezidiert auf 
die einzelnen Fragen eingegangen sind, noch mal zur Hand zu nehmen; denn wir 
haben hier eine Vielzahl von Positionen und Argumenten, die sich auch in der 
Sache sehr gut begründen, dargestellt, sowohl was die Stellungnahme zum Ge-
setz angeht als auch die Stellungnahme zu dieser Anhörung. Darauf verweise ich 
noch mal. Würden wir jetzt alle Punkte durchgehen, würden wir noch um fünf Uhr 
dasitzen. Spätestens um fünf Uhr ist hier die Anschlussveranstaltung, glaube ich, 
und da will man uns aus dem Raum haben.

Ich fand es hier doch schade – aber ich habe damit gerechnet –, dass wir uns 
lange wieder um das Thema des richtigen Weges drehen, und habe dafür tatsäch-
lich immer weniger Verständnis. Daher wirklich auch das Angebot der Vereinigung: 
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Wir können sofort in die Arbeit einsteigen; wir können das morgen machen. Ich 
glaube, wir haben auch allen Grund, das schnellstmöglich zu tun. Ich bin auch bei 
dem, was man von allen Vorrednern gehört hat: Wir haben dringendsten Hand-
lungsbedarf, wenn es um die Versorgung der Menschen geht, aber auch, wenn es 
um die Menschen geht, die Sie in Ihren Verbänden und wir als Vereinigung vertre-
ten, nämlich die beruflich Pflegenden. Wir haben allergrößten Handlungsbedarf. 
Ich lade noch einmal ein. Das kann man gerne machen.

Das Thema Kommission ist jetzt mehrfach zur Sprache gekommen. Wir lehnen sie 
in der Form ab. Wir hoffen, dass man hier noch auch im Gesetz eine Möglichkeit 
schafft, dass sie, wenn sie kommt, in einer erweiterten Besetzung kommt. Ansons-
ten hoffe ich, dass dieses Gesetz und dieser Weg, der hier in Bayern eingeschla-
gen wird, weiter so erfolgreich fortgesetzt werden können. Der Erfolg bildet sich 
vielleicht jetzt noch nicht bei allen Pflegekräften ab, die bei uns Mitglied geworden 
sind, bisher leider nur eine relativ geringe Anzahl an beruflich Pflegenden. Aber die 
müssen wir nicht davon überzeugen, dass das der richtige Weg ist, wie es viel-
leicht andernorts passiert ist und auch nicht geglückt ist. Wir werden uns weiter 
sehr auf die sachliche und inhaltliche Arbeit konzentrieren, weil wir der festen 
Überzeugung sind, dass wir damit immer mehr Kolleginnen und Kollegen an uns 
binden und auf den Weg mitnehmen können.

Ansonsten wünsche ich jetzt allen hier im Raum noch einen schönen Nachmittag 
und vielleicht das eine oder andere Nachgespräch, das dazu führt, dass wir genau 
in diesem Sinne weiterkommen.

SVe Dipl.-Theol. (Univ.) Andrea Windisch (TH Rosenheim): Wir haben einen Ge-
setzentwurf vor uns, der Pflegenden sehr viele Pflichten abverlangt. Wir haben 
lange über eine Pflichtregistrierung diskutiert, möglicherweise gar über eine Be-
rufsordnung, also disziplinarrechtliche Aspekte. Also viele Pflichten, ohne Rechte 
zu gewähren; viel Leistung ohne Gegenleistung. Das kann man tatsächlich ma-
chen; inwieweit das die Berufsattraktivität steigert, sei dahingestellt. Das ist wahr-
scheinlich auch ein eigener oder ein anderer Aspekt. Das ist aus meiner Sicht auch 
zu trennen von der Frage, wie Vertretung organisiert wird.

Unabhängig davon, welches Konzept wir anschauen, geht es immer – sei es bei 
der Kammer, sei es bei Vereinigung – um hoheitlich übertragene Aufgaben, das 
heißt um einen staatlichen oder halbstaatlichen Auftrag. Letzten Endes ist es 
immer die staatliche Autorität, die diese sogenannten Selbstverwaltungen über-
haupt erst ins Leben ruft.

Im gleichen Zusammenhang ist dann immer von Unabhängigkeit und Eigenstän-
digkeit der Pflege der Rede. Das kann man aus juristischer Sicht sehen, wie das 
heute viel gemacht wurde, aber natürlich auch im Hinblick auf die Auswirkungen 
auf die davon Betroffenen. Die davon Betroffenen sind erst einmal die vielen Men-
schen, die täglich die Arbeit tun, nicht die, die in den Studierstuben sitzen, und 
auch nicht die, die irgendwelche Funktionen ausüben. Ich denke, es ist wirklich an 
der Zeit, da hinzuschauen und auf sie zu schauen: Was nutzt ihnen, und was bringt 
nur Belastungen? Was sind redundante Strukturen, die man vielleicht wirklich nicht 
braucht, und was braucht es wirklich?

Es ist aus meiner Sicht zu unterscheiden, ob ich von einer Selbstverwaltung spre-
che. Da sind erst mal die Personen selber gemeint, ihre Verbände, ihre Selbstorga-
nisation und ihre verantwortlichen Persönlichkeiten. Das kann aus meiner Sicht 
wirklich nur in der freien Selbstorganisation gelingen, ohne irgendeine staatliche 
Ins-Werk-Setzung sozusagen einer Vertretungskörperschaft.

Eine andere Frage ist, wie Qualitätssicherung gelingt. Beides hängt aus meiner 
Sicht nicht zusammen. Ich habe keinerlei Belege dafür gefunden, dass eine öffent-
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lich-rechtliche Selbstverwaltung in irgendeiner Weise die Berufsattraktivität steigern 
oder die Qualität sichern hilft. Tatsächlich gibt es international sehr unterschiedli-
che Antworten darauf und sehr unterschiedliche Erfolge, mit denen die jeweiligen 
Aufgabenstellungen an die Pflege bewältigt werden.

Ich halte es an der Stelle – das sage ich noch einmal – für dringend geboten, dar-
über nachzudenken, auch diejenigen, die diesen Entwicklungen kritisch gegen-
überstehen, vor allen Dingen auch diejenigen, die Arbeitnehmervertreterinnen oder 
gewerkschaftliche Vertreterinnen sind, mit ins Boot zu holen und den Dialog zu be-
ginnen. Es braucht jetzt, bevor man irgendwelche Pflichten beschließt, wirklich erst 
mal eine umfassende Bestandsaufnahme, wohin man will. Und dann braucht es 
eine demokratische Beteiligung derer, die von diesen Pflichten betroffen sein sol-
len.

Vorsitzender Bernhard Seidenath (CSU): Damit sind wir am Ende der Anhörung. 
Ich danke allen. Wir haben versucht, ein weites, breites Feld zu beackern und uns 
diesem großen Thema im Austausch zu nähern. Das habe ich von vornherein im 
Diskurs versucht. Das ist teilweise geglückt. Ich glaube, wir haben hier doch ein 
bisschen Licht ins Dunkel gebracht. Prof. Klie hat gesagt, er weiß nicht, wo wir uns 
in 15 Jahren wiederfinden. – Das wissen wir alle nicht. Wir können jetzt mit dem 
Gesetz abschätzen, wo wir uns in den nächsten fünf Jahren wiederfinden. Die Wei-
chen dazu werden wir in der nächsten Ausschusssitzung am 16. April stellen, 
wenn wir uns mit dem Gesetzentwurf federführend in unserem Gesundheitsaus-
schuss befassen. Da werden wir die Einschätzungen, die wir heute gehört haben, 
zugrunde legen, natürlich auch und gerade Ihre schriftlichen Stellungnahmen. 
Dafür noch einmal ganz herzlichen Dank!

Danke auch an den Stenografischen Dienst für das Wortprotokoll, das uns allen 
hilfreich sein wird, um die einzelnen Voraussetzungen und Regelungen des Ge-
setzentwurfs entsprechend zu werten und dann auch zu beschließen.

Ich sage allen ein herzliches Dankeschön für die Zeit, fürs Herkommen, auch für 
die Ausdauer, hier zuzuhören. Ich darf zusammen mit meiner Kollegin Ruth Wald-
mann die Anhörung schließen. Vielleicht gibt es noch das eine oder andere Ge-
spräch im Nachgang, auch zur Versöhnung und zum Brückenbauen. Das wäre 
auch nicht schlecht. Alles Gute, kommen Sie gut nach Hause. Danke, dass Sie da 
waren!

(Beifall – Schluss: 15:57 Uhr)
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